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Fischer  in  Jena  als  zweites  Heft  des  III.  Bandes  der  Abhandlungen  des  Staats- 
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Einleitung. 


Seit  Langem  haben  sich  Nationalökonomen,  Historiker  und 
Juristen  bemüht,  die  Entstehung  unserer  ländlichen  Verhältnisse  klar- 
zulegen. Dem  Streben  eines  v.  Maurer,  Gierke,  Meitzen,  v.  Inama- 
Sternegg,  Lamprecht1)  ist  es  denn  auch  gelungen,  die  wesent- 
lichsten Epochen  und  Einrichtungen  festzustellen. 

Die  Besiedelung  und  Urbarmachung  ist  nach  ihnen  nicht  von 
Einzelpersonen  vorgenommen,  sondern  von  ganzen  Stämmen,  Ge- 
schlechtern (Sippen)  bewirkt  worden.  Das  besiedelte  Gebiet  mit 
seinen  Äckern,  Wiesen,  Weiden  und  Waldungen,  „die  Mark",  war 
zunächst  gemeinschaftliches  Eigentum  und  wurde  entweder  zeitweise 
geteilt  oder  gemeinsam  von  den  Markgenossen  bewirtschaftet.  Sonder- 
eigentum wurde  nur  gleich  die  Hofraithe,  d.  h.  der  Hausplatz,  Haus 
und  Gemüsegarten  -).  Allmählich  gingen  Acker  und  Wiesen  in  Privat- 
eigentum über,  während  die  besser  gemeinschaftlich  zu  benutzenden 
Viehweiden,  Waldungen,  Wege  und  Wasserläufe,  Viehtränken,  Sand 
und  Kiesgruben  im  gemeinschaftlichen  Eigentum  der  Markgenossen 
verblieben.  Diese  Grundstücke  stellten  die  sogenannten  Allmende 
(Allgemeinde)  dar. 

Eine  ähnliche  Entwicklung  ist  in  denjenigen  Landesteilen  vor 
sich  gegangen,  wo  eine  Aufteilung  der  größeren  Marken  in  kleinere 
Tochtermarken  stattfand,  oder  mächtige  Grundherren  die  Herrschaft 
über  die  Bauernschaft  gewannen3). 

1)  v.  Maurer,  Einleitung  §  3  ff.  Dorfverfassung  §  1  ff;  Gierke,  Genossenschafts- 
recht I  §  8;  v.  Ina ma -Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I,  p.  35  ff;  Meitzen, 
Ansiedlung,  Bd.  I,  p.  141  ff.;  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I,  p.  138,  143  ff. 

2)  Über  den  Zeitpunkt  des  Erwerbs  von  Sondereigentum  sind  die  Ansichten  noch 

geteilt. 

3)  vergl.  v.  Maurer,  Einleitung  §  78  ff.  §  122,  §  138,  Dorfverfassung  II  §  206  ff.; 
Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I,  p.  262,  273,  275.;  v.  Inama-Sternegg  II, 
p.  20  ff.;    Meitzen,   Ansiedlung,    Bd.  I,  p.  153. 

(Das  schlesische  Auenrecht  erklärt  sich  ähnlich.) 
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Uber  die  Ableitung  und  Schreibweise  der  Allmende  gibt 
Ellering1)  nähere  Auskunft.  Wahrscheinlich  ist  das  Wort  „All- 
gemeinde" in  ihm  zu  finden,  und  man  begreift  unter  ihr  die  un- 
eingehegte,  hauptsächlich  aus  Wald  und  Weide  bestehende  gemeine 
Mark  im  Gegensatz  zu  den  im  Sondereigentum  stehenden  Landgütern. 
Vor  ca.  150  Jahren  gab  es  reiche  Allmenden  im  größten  Teile 
Deutschlands,  bis  sie  durch  eine  radikale  Gesetzgebung  in  Preußen 
auf  kleine  Reste,  in  südlichen  Gegenden  zum  Teil  erheblich  reduziert 
wurden. 

Zur  Gewinnung  einer  Grundlage  sei  bemerkt: 

Wir  verstehen  unter  Allmende:  Die  im  Eigentum  von 
Gemeinden  oder  gemeindeähnlichen  Korporationen  befind- 
lichen Liegenschaften,  an  denen  die  Mitglieder  dieser  Ver- 
einigung ein  gemeinschaftliches  oder  gesondertes,  zeitweises 
oder  lebenslängliches,  unentgeltliches  oder  belastetes 
Nutzungsrecht  haben. 


1)  Die  Allmenden  im  Großherzogtum  Baden,  Tübingen  1902,  p.  3. 


Nutzungsarten  der  Allmende. 


Man  pflegt  folgende  Hauptnutzungsarten  der  Allmenden,  oder 
Gemeinheiten,  Gemeinsnutzen,  Besitzungen  der  sogen.  Realgemeinde 
zu  unterscheiden. 

1.  Waldungen. 

Hierzu  zählt  man  diejenigen  Gemeinheiten,  die  ihren  Ertrag  an 
Brenn-,  Bau-,  Nutz-,  Leseholz,  Zaun-  und  Rebpfählen,  Bohnenstangen, 
Eicheln,  Laub,  Streu,  Gras,  Viehweide  abgeben. 

2.  Ewige  Weiden,  d.  h.  Grasstücke,  welche  nicht  durch 
Werkzeuge  bearbeitet,  sondern  im  gemeinschaftlichen  Auftrieb  des 
Viehes  benutzt  werden.    Sie  sind  besonders  in  den  Alpen  häufig. 

3.  Natürliche  oder  künstliche  Wiesen. 

In  der  Ebene,  wie  als  Matten  im  Gebirge,  werden  diese  Ländereien 
auf  Jahre  oder  Lebenszeit  vergeben.  Auch  die  gemeinschaftliche  Ge- 
winnung des  Heues  kommt  vor. 

4.  Ackerland  und  Gärten. 

Die  Grundstücke  werden  entweder  auf  mehrere  Jahre  oder  auf 
Lebenszeit  an  die  Berechtigten  zur  Bearbeitung  und  Nutzung  vergeben. 
Weinberge  und  Obstgärten  trifft  man  in  dieser  Eorm  selten  an. 

5.  Streuländereien. 

Diese  in  manchen  Gegenden  jährlich  verlosten  Flächen  dienen 
der  Gewinnung  von  Viehstreu. 

6.  Moore. 

Hierunter  versteht  man  Bodenarten,  die  sich  aus  vermoderten 
Pflanzenresten  gebildet  haben  und  sowohl  zur  technischen  wie  land- 
wirtschaftlichen Ausbeutung  geeignet  sind. 

7.  In  vielen  Gegenden  kommen  noch  besondere  Nutzungen  vor, 
so  die  Gewinnung  von  Steinen,  Kies,  Sand,  Ton,  Mergel,  auch  die 
Benutzung  von  Teichen  und  Gewässern. 

Siehe  beifolgende  Liste  über  die  laut  Reichsstatistik  vorhandenen 
Allmenden : 
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Die  Gemeinden  (oder  Korporationen)  mit 


Staaten  und 
Landesteile 

ungeteilter 
Weide 

Zahl  der  nutz- 
ungsberechtigten 
Betriebe 

ungeteiltem 
Wald 

Zahl  der  nutz- 
ungsberechtigten 
Betriebe 

aufgeteiltem 
Gemeindeland 

Betriebe  mit 
Gemeindelosen 

Zahl  der 
Gemeinden 

Fläche 
ha 

Zahl  der 
Gemeinden 

Fläche 
ha 

Zahl  der 
Gemeinden 

Fläche 
ha 

Provinzen : 

Ostpreußen 

269 

11  615 

j 

987 

9^ 

13  824 

1  078 

277 

6  336 

864 

Westpreußen  . 

126 

6  167 

2 

851 

j 

48 
1 

8  007 

699 

y  y 

186 

8  919 

421 

Brandenburg 

4^2 

4  826 

4 

472 

247 

16  000 

2  718 

418 

5  535 

I  ^7Q 

j  1  y 

Pommern  . 

258 

5  492 

5 

453 

I02 

8  908 

2  266 

311 

7  130 

139 

Posen 

135 

2  229 

3 

923 

39 

3  734 

638 

5" 

4  583 

917 

Schlesien 

476 

4  321 

5 

717 

195 

"  337 

2  891 

39o 

4  692 

I  251 

Sachsen      .    .  . 

865 

9  569 

17 

379 

478 

34  797 

17  161 

505 

6  746 

7  389 

Schleswig-Holstein 

226 

9  100 

4 

305 

30 

2  755 

282 

91 

8  210 

876 

Hannover 

I  OO5 

7  C  CTQ 

25 

698 

1  409 

96  510 

35  968 

498 

T  1  2  T  Q 

L5  0  1  y 

3  673 

AVestfalen 

265 

l6  167 

14 

076 

228 

37  184 

9871 

130 

2  9lS 

1  060 

Hessen-Nassau 

I  070 

33  444 

45 

499 

1  092 

152  019 

42  823 

438 

13  IO4 

1 1  490 

Rheinland  . 

889 

48  067 

3° 

783 

1  442 

234  852 

61  566 

738 

31  I96 

4°  369 

Hohenzollern  . 

36 

2  358 

1 

TÖ2 

80 

12  875 

6585 

66 

4  784 

7807 

Königreiche: 

Preußen      .    .  . 

6  072 

228  874 

171 

305 

5  483 

632  802 

184  566 

4  559 

117  469 

78835 

Bayern  .... 

3  39» 

106  858 

144 

327 

3  187 

236  489 

H5  465 

1  136 

26  436 

44  789 

Sachsen 

37o 

629 

1 

728 

168 

553 

1  327 

217 

494 

2  122 

Württemberg  . 

624 

z  1  4/  £ 

18 

823 

898 

38050 

695 

28  c6? 

87  444 

Großherzogtüm. : 

Baden  .... 

219 

13  052 

14 

139 

613 

177  161 

63  006 

639 

42  641 

75  730 

Hessen  , 

225 

8851 

18 

052 

347 

58  389 

30  761 

177 

7  834 

!9  754 

Mecklerib.-Sehw.  . 

246 

20  933 

12 

775 

43 

63 

123 

Sachsen-Weimar  . 

157 

3  393 

4 

569 

179 

8  335 

3  739 

85 

1  313 

2  242 

Reichsland  Elsaß- 

Lothringen  . 

352 

21  981 

15 

972 

566 

105  607 

16  996 

683 

34  8o8 

59  95o 

Deutsches  Reich  . 

12  492 

44i  635 

429  468 

12368 

I  340  160 

510  846 

8560 

264  309 

382833 

Aus:  Statistik  des  D.  Rs.,  Bd.  CX.ll,  p.  43—45.    Berlin  1898. 


Die  Betriebe  mit  Anteil  an  gemeinsamer  Nutzung  von  ungeteilter, 
im  Besitz  einer  Gemeinde  oder  Korporation  befindlichen  Weide  oder 
Waldfläche  am  14.  Juni  1895: 


Größenklassen  Weide  Waldfläche 

unter  2    ha  153  529  177  295 

2—5     „  107  408  145  236 

5  —  20   „  135  376  158022 

20 — 100  „  32  548  29  726 

100  ha  und  darüber  607  567 

Summe      429  468  510  846 


Anm.  Zu  der  beigefügten  Tabelle  wird  bemerkt,  daß  sie  aus  verschiedenen  Gründen 
keinen  ganz  zuverlässigen  Anhalt  geben  kann.  Dieser  Nachteil  hängt  mit  der  Aufnahme  der 
Statistik  (Fragebogen),  mit  dem  nicht  klar  definierten  und  im  Sprachgebrauch  nicht  gleichen 
Begriff  der  Allmende  und  mit  dem  Mangel  an  tatsächlichen  Unterlagen  der  Gemeinden  für 
diese  Besitzstücke  zusammen.  Immerhin  gibt  die  Aufstellung  einen  Überblick  über  die  Art 
der  Verteilung  der  Allmendflächen  in  den  einzelnen  Landesteilen. 
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Von  100  landwirtschaftlichen  Betrieben  jeder  Größenklasse  haben 
Anteil  an  gemeinsamer: 

Weide  Waldfläche 

unter  2    ha                          4,74  5,48 

2—5     „                        10,57  I4>29 

5  —  20  „                       13,55  15,82 

20—100,,                       11,55  10,55 

100  ha  und  darüber             2,42  2,29 

Im  ganzen      7,73  SM9 

Statistik  des  D.  Rs.  Berlin  1898,  Bd.  CXII,  p.  43—45. 

Einige  spezielle  Angaben  über  süddeutsche  Verhältnisse  und  den 
dortigen  Umfang  der  Allmenden. 

Nach  Dr.  Ellering  sind  im  Großherzogtum  Baden  von  der 
landwirtschaftlichen  Gesamtfläche  (101  755  ha)  62800  ha  oder  62,1  Proz. 
Allmendbesitz,  und  von  den  236159  landwirtschaftlichen  Betrieben 
hat  ungefähr  1/.6,  nämlich  75730  oder  32  Proz.  Anteil  an  den  Allmend- 
nutzungen. Darunter  befinden  sich  2721  Betriebe  oder  1,15  Proz., 
welche  ausschließlich  Allmendliegenschaften  bewirtschaften.  Von  den 
1608  Gemeinden  haben  978  Allmendbesitz  und  zwar  besitzen  354  Ge- 
meinden ausschließlich  Besitz,  der  unter  die  Berechtigten  verteilt  ist, 
340  ausschließlich  gemeinsam  genutzte  Allmenden;  in  den  übrigen 
284  Gemeinden  finden  beide  Nutzungsarten  statt  Von  der  Allmend- 
fläche —  ohne  die  Waldungen  —  ist  Acker  30237  ha  oder  48  Proz., 
Wiese  18765  ha  oder  30  Proz.,  Weide  13  119  ha  oder  21  Proz.  und 
sonstiges  (Weinberge  ü.  a.)  627  ha  oder  1  Proz. 

Der  Jahreswert  dieser  gesamten  Bürgernutzungen  ist  auf 
6743342  M.  geschätzt;  für  diese  Berechtigungen  sind  684825  M.  als 
Abgabe  (Zins  oder  Auflage  genannt)  an  die  Gemeinden  zu  zahlen. 

Aus:  Vererbung  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Preußen:  Die 
Hohenzollernschen  Lande:  Nach  der  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
zählung vom  14.  Juni  1895  war  über  1/i  der  Gesamtfläche  des 
Landes  Allmendbesitz.  Es  sind  133  Gemeinden  vorhanden,  deren 
Beteiligung  am  Allmendbesitz  die  Tabelle  zeigt.  Von  den  12  140 
landwirtschaftlichen  Betrieben  bestanden  121  ausschließlich,  7686  (über 
3/5  aller  Betriebe)  teilweise  aus  Anteilen  am  Gemeindeland.  Die 
ersteren  gehörten  lediglich  der  Größenklasse  unter  1  ha  an  (Altenteiler). 
Die  Betriebe,  die  zum  Teil  aus  Anteil  am  Gemeindeland  bestanden, 
zählten  vornehmlich  zu  den  mittleren  Bauerngütern  (2  — 10  ha). 

Von  den  ziemlich  gleichmäßig  über  das  ganze  Land  verteilten 
Forsten  gehören  25,1  Proz.  den  Gemeinden. 

In  Württemberg  betrug  der  Grundbesitz  der  Gemeinden  nach 
dem  Württembergischen  Jahrbuche  von  1880  I.  p.  78  ff.  im  Jahre 
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1863  (er  hat  sich  höchstens  um  ein  geringes  seitdem  vermindert) 
735722  Morgen,  darunter  563837  Morgen  Waldungen;  5245  Morgen 
Gärten  und  Länder;  58285  Morgen  Äcker;  25864  Morgen  Wiesen; 
82491  Morgen  andere  Kulturarten  (meist  Weiden).  Bei  19 10  Ge- 
meinden des  Landes  besitzen  213  (1 1,1  Proz.)  kein  Grundeigentum; 
1315  (68,9  Proz.)  besitzen  Waldungen;  1629  (85,3  Proz.)  sonstiges 
Grundeigentum.  Die  Allmendgrundstücke  repräsentieren  einen  jähr- 
lichen Gesamtpachtwert  von  1500000  M.  in  679  Gemeinden;  Natur- 
holzabgaben erfolgen  in  429  Gemeinden;  Geldabgaben  aus  Holzerlös  hat 
man  nur  in  206  Gemeinden;  letztere  beiden  Nutzungen  ergeben  einen 
Jahreswert  von  2490000  M.;  Streunutzung  in  332  Gemeinden  wird 
mit  180000  M.  bewertet. 

(Näheres  siehe  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  1898, 
B  I,  p.  263). 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Allmende. 

Hätten  diese  Zeilen  beabsichtigt,  an  der  Hand  von  Daten  und 
genauen  Zahlen  die  wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  der  Allmende 
im  einzelnen  darzustellen,  so  müßte  dieses  Unterfangen  durch  den 
Mangel  an  brauchbarem  Material  unbedingt  gescheitert  sein.  Es  wäre 
festzustellen  gewesen,  wieviel  Allmendland,  wieviel  Eigenbesitz  in  jeder 
einzelnen  Gemeinde  vorhanden  sei.  Nicht  einmal  die  kritischen  Ar- 
beiten von  Ellering  über  das  Großherzogtum  Baden,  Wygodzinski 
über  Württemberg,  Wismüller  über  Bayern,  geben  hierüber  einiger- 
maßen genaue  und  erschöpfende  Auskunft.  In  Norddeutschland 
fehlen  derartige  eingehendere  Feststellungen  vollständig.  Das  be- 
scheidene, unbeachtete  Dasein,  das  die  Allmenden  hier  bis  heutigen 
Tages  geführt  und  ihre  fast  gänzliche  Aufteilung  an  privativen  Grund- 
besitz läßt  diese  Vernachlässigung  begreiflich  erscheinen.  Da  jedoch 
diese  Arbeit  in  erster  Linie  bezweckt,  zu  zeigen,  welche  hohe  wirt- 
schaftlich und  sozialpolitisch  wichtige  Aufgaben  sich  mit  Allmend- 
grundstücken im  allgemeinen  erreichen  lassen  und  wie  sich  hieraus 
Folgerungen  und  Vorschläge  ergeben,  dürften  die  wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen  von  Bücher,  Buchenberger,  v.  d.  Goltz, 
Knaus,  Roscher  usw.,  sowie  persönliche  Erfahrungen  zur  Dar- 
stellung der  Aufgabe  genügen. 

Um  aber  ein  wenigstens  formell  geschlossenes  Ganzes  zu  liefern, 
ist  es  zweckdienlich,  die  einzelnen  Kulturarten  gesondert  in  ihrer 
Wirkung  auf  das  Leben  und  Gedeihen  des  einzelnen  und  der  Ge- 
meinde zu  betrachten,  wobei  zugleich  die  Haupteinwände,  welche 
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gegen  die  Allmende  erhoben  werden,  erörtert  und  einzelne  Beispiele 
gegeben  werden  sollen. 

Bedeutung  des  Allmendwaldes. 

Die  gemeinsamen  Waldnutzungsrechte  der  Dorfeingesessenen  am 
Waldbesitz  können  sein:  Bezug  von  Bau-  und  Nutzholz,  Brennholz, 
Streuzeug,  Waldgras,  Raff-  und  Leseholz,  Bindeweiden  zum  Zaun- 
und  Fruchtbinden  und  Entnahme  von  Stöcken.  Diese  Einnahmen  aus 
dem  Walde  waren,  wie  Buchen  berger  sagt,  „ein  besonderes  charakteris- 
tisches Merkmal  des  deutschen  Flurrechtes  der  alten  Zeit".  Im  Laufe  der 
Jahre  war  jedoch  der  Wald  nicht  unbeschränktes  Eigentum  der 
Gemeinden  geblieben.  In  vielen  Gegenden  Deutschlands  gelang  es 
dem  Grundherrn,  der  früher  höchstens  gleichberechtigtes  Mitglied  des 
markgenossenschaftlichen  Verbandes  gewesen,  oder  dem  Staate,  sich 
in  den  Besitz  der  Wälder  zu  setzen,  bedeutungsvolle  Rechte  am 
Walde  zu  erlangen,  die  oft  erst  von  dem  Jagdrechte  ausgingen  und 
sich  mehr  und  mehr  zum  vollen  Eigentum  erweiterten  1).  Zwar 
hörten  die  seitherigen  Nutzungsrechte  der  Bauern,  der  Bezug  von 
Nutz-,  Bau-,  Raff-  und  Leseholz  pp.  nicht  ohne  weiteres  auf,  wurden 
jedoch  allmählich  unter  dem  teils  berechtigten  Vorwande  der  ratio- 
nelleren Pflege  des  Waldes  erheblich  beschnitten.  Hierauf  ist  noch 
später  einzugehen. 

Für  Gemeindewaldungen  blieben  natürlich  diese  Nutzungen 
meistens  bestehen.  Charakteristisch  ist  der  von  Bücher  mitgeteilte 
Nachweis 2),  daß  der  noch  vorhandene,  der  Aufteilung  entgangene 
Gemeindewald  zu  seinem  größten  Teile  auf  die  am  besten  be- 
völkerten und  zugleich  auch  sonst  noch  mit  reichlicher  Allmende 
versehenen  Teile  des  südwestlichen  Deutschlands  entfällt.  Man  findet 
ihn  noch  in  den  westlichen  Gebieten  Preußens,  im  Rheinland,  in 
einem  Teile  Westfalens  und  besonders  in  Hessen-Nassau.  Die  Praxis 
hat  in  vielen  Fällen  erwiesen,  daß  eine  zweckmäßige,  gut  rentierende 
Forstwirtschaft  nur  auf  größeren  Flächen  möglich  ist.  Nur  ein  ein- 
heitlicher Plan  nach  forstlichen  Grundsätzen,  dessen  Ausführung  von 
tüchtigen  Beamten  überwacht  wird,  kann  Aussicht  auf  Erfolg  bieten  3). 
Die  überwiegende  Anzahl  der  kleineren  Privatbesitzer  von  Forsten 

1)  Sohnrey,  Wohlfahrtspflege  auf  dem  Lande,  Berlin  1902  u.  a. 

2)  Bücher,  de  Laveleyes  Ureigentum.  Die  Allmenden  im  südwestlichen  Deutsch- 
land, Leipzig  1879. 

3)  Von  den  deutschen  Forstleuten  wiederholt  anerkannt  und  in  vielen  Büchern 
über  Bewirtschaftung  der  Forsten  zu  finden.    Zentralblatt  für  das  gesamte  Forstwesen  z.  B. 
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kann  den  Wald  nicht  gehörig  pflegen  und  hat  dadurch  nie  eine 
sichere  Rente. 

Wo  Allmendbesitz  forstlich  gemeinschaftlich  unter  sachgemäßer 
Aufsicht  genutzt  wird,  ist  solches  nur  gutzuheißen;  der  einzelne 
produziert  bei  Waldland  weder  billiger,  noch  erzielt  er  größere  Er- 
träge als  eine  geordnete  Gesamtheit.  Die  Nutzungen  am  gemein- 
schaftlichen Walde  sind,  wie  schon  erwähnt,  recht  mannigfaltig  und 
je  nach  Größe  des  Waldes  und  der  Zahl  der  Interessenten  von 
größerer  oder  geringerer  Bedeutung. 

Die  Lage  der  betreffenden  Gegend  zum  Markt,  zur  Transport- 
gelegenheit, zu  industriellen  Verbrauchszentren,  ist  von  Einfluß  auf 
Preis  und  Wert  der  Waldproduktion.  Gute  gebrauchsfähige  Ware 
wird  naturgemäß  durch  die  wachsende  Verwendung  an  Wert  örtlich 
wie  zeitlich  zunehmen.  Die  rechtlichen  Grundlagen  für  Bezug  von 
Bau-  und  Nutzholz,  der  Menge  und  Güte  nach,  sind  sehr  verschieden 
und  aus  Mangel  an  tatsächlichen  Unterlagen  nicht  generell  fest- 
zustellen. Die  Gewährung  von  Bau-  und  Nutzholz  kommt  in  Süd- 
deutschland, da  Gleichheit  schwer  herzustellen,  nur  gegen  Forsttaxe  vor. 

Bürgermeister  Müller  in  Alienstein  (Hessen),  berichtete  auf  dem 
hessischen  Städtetage,  1903,  daß  die  Nutzungsberechtigten  ihren 
Bedarf  an  Bauholz  zu  Neubauten  und  Reparaturen  vor  allen  anderen 
Gemeindeangehörigen  beziehen.  Dieses  Recht  stuft  sich  aber  nach 
seinem  Umfange  in  den  einzelnen  Städten  verschieden  ab.  So  erhält 
der  Berechtigte,  welcher  bauen  will,  an  dem  einen  Ort  den  vollen 
Bedarf  zum  Neubau,  in  einem  anderen  nur  die  Quantität,  welche  zur 
Herrichtung  bereits  bestandener  Gebäude  notwendig  ist;  in  einem 
dritten  wird  nur  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stämmen  zu  Neubauten 
oder  Hauptreparaturen  verabfolgt.  Alle  vorhandenen  Unterschiede 
anzugeben,  ist  bei  der  bunten  Mannigfaltigkeit  der  Rechte  in  den 
verschiedenen  Gemeinden  pp.  nicht  gut  möglich.  In  der  Tat  wohnen 
nirgends  die  Bauern  so  nett  und  behaglich  wie  in  der  Schweiz  und 
im  Schwarz wald.  Der  Gemeindewald  hat  die  Mittel  gegeben,  um 
hier  diese  schmucken  Häuschen  zu  errichten,  die  die  Freude  der 
Besitzer  und  der  Fremden  erregen  und  zum  fröhlichen  Verweilen 
einladen  1).  Für  die  waldreichen  Gegenden  des  südwestlichen  Deutsch- 
lands mit  vielem  Kleinbesitz  hat  die  Lieferung  von  Brennholz  heute 
noch  eine  ziemliche  Bedeutung.  Allgemein  Gültiges  ist  hierüber 
nicht  zu  sagen.  Nicht  in  allen  Gemeinden  kann  der  Bedarf  an 
Brennholz  völlig  aus  der  Holznutzung  gedeckt  werden.  Vielerorts 

1)  deLaveleye,  Ureigentum;  Bücher,  Die  Allmenden  im  südwestlichen  Deutsch- 
land, p.  128. 
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liefert  man  diese  wertvollen  Zuschüsse  zur  Wirtschaft.  Die  Größe  der  An- 
teile ist  nicht  überall  gleich  geblieben;  der  ursprüngliche  Bedarf  ist 
dann  zum  Maßstab  der  Festsetzung  der  ungemessenen  in  gemessene 
Rechte  geworden.  Entweder  erfolgt  die  Zuweisung  von  einer  be- 
stimmten Menge  verschiedenartiger  Holzsorten  an  die  Berechtigten, 
oder  man  schreitet  zum  Verkauf  der  Gesamtmenge  und  verteilt  den 
Erlös  nach  Anteilen.  Ersteres  Verfahren  ist  in  den  meisten  Fällen 
vorzuziehen.  In  Württemberg  erhalten  die  Gemeindemitglieder  in 
429  Gemeinden  Naturalholzabgaben,  in  206  Gemeinden  wird  der 
Gelderlös  des  Holzes  verteilt.  Beide  Werte  beziffern  sich  zusammen 
auf  2490000  M. 

In  Hohenzollern  besaßen  80  Gemeinden  ungeteilten  Wald  mit 
einer  Fläche  von  12875  ha,  an  dem  1162  Betriebe  Nutzungen  hatten2). 
In  Baden  waren  in  169  Gemeinden  nur  noch  Holznutzungen  anzu- 
treffen, 445  Gemeinden  hatten  außerdem  noch  Anteile  an  Acker  und 
Weide3). 

Noch  einige  Beispiele  seien  erwähnt4). 

Die  Gemeinde  Hollstadt  im  bayrischen  Bezirk  Neustadt  a.  S. 
ist  durch  ihre  Waldungen  so  wohlhabend,  daß  Steuern  nicht  erhoben 
zu  werden  brauchen.  Aus  den  ausgedehnten  Nadel-  und  Laubholz- 
waldungen werden  jedes  Jahr  für  mehrere  tausend  Mark  Holz  ver- 
kauft. Jeder  Bürger  erhält  das  nötige  Bau-  und  Brennholz,  sowie 
eventuell  auch  Streu  unentgeltlich  aus  den  Gemeindewaldungen. 

Ahnliche  Verhältnisse  herrschen  in  Nieder-Riedern  bei  Memmin- 
gen ö).  Alle  Gemeindemitglieder  sind  hier  steuerfrei.  Daneben  gibt 
es  noch  67  Forstrechte.  Jeder  Besitzer  eines  solchen  erhält  jährlich 
150 — 200  M.  in  bar  aus  dem  Erlös  des  verkauften  Holzes  und  außer- 
dem mehrere  Raummeter  Holz  umsonst. 

Babenhausen,  Großherzogtum  Hessen,  ist  reich  an  Grundeigen- 
tum, besonders  Wald.  Im  Jahre  1892  erhielt  jeder  Bürger  frei  2  m 
Scheitholz,  2  m  Knüppelholz,  2  m  Streckholz,  100  Wellen  Kiefern. 
Der  Wert  dieser  Gabe  betrug  zusammen  etwa  44  M.  Außerdem 
erhielt  jeder  Bürger  in  bar  etwa  30  M.;  die  Gemeindesteuern  sind 
niedrig  6). 

1)  Württemberg.  Jahrbuch  1880,  I,  p.  78  ff. 

2)  Vererbung  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Preußen  III,  p.  8. 

3)  Dr.  Elle  ring,  Die  Allmende  im  Großherzogtum  Baden,  Tübingen  1902. 

4)  Das  Land,  Jahrgang  1902,  p.  236. 

5)  Bayern,  Land,  Jahrgang  1902,  p.  269. 

6)  Eine  weitere  Reihe  von  Gemeinden,  die  Holz  von  ihren  Waldungen  an  die  Bürger 
austeilen,  sind  in  A.  Damaschkes  „Über  Aufgaben  der  Gemeindepolitik",  S.  125  u.  f. 
zu  finden. 
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Der  aus  dem  Gemeindewalde  empfangene  Holzvorrat  reicht  nicht 
überall  zur  Bedarfsdeckung  aus,  dennoch  macht  er  den  Bauern 
weniger  abhängig  von  dem  dauernden  Steigen  der  Holzpreise.  Für 
die  schlimmste  Not  hat  er  einen  Rückhalt,  den  ihm  keiner  rauben  kann. 

Bis  in  die  jüngste  Zeit  war  es  den  Bauern  vielfach  gelungen, 
ihre  alten,  oft  wertvollen  Rechte  an  den  staatlichen  und  grundherr- 
lichen Waldungen,  die  sog.  Holzgerechtsame,  zu  bewahren;  hiernach 
empfing  jede  berechtigte  Stelle  außer  dem  Raff-  und  Leseholz  eine 
gewisse  Menge  Kluft-,  Knüppel-  und  Wellholz.  Diese  Holzberech- 
tigung bot  besonders  den  kleinen  Bauern  in  langen  Wintern  einen 
starken  Rückhalt.  Das  bessere  Brennholz  wurde  von  ihnen  in  der 
nächsten  Stadt  zu  angemessenen  Preisen  verkauft  und  notwendige 
Ausgaben  hiermit  bestritten ,  während  das  Raff-  und  Leseholz  zur 
eigenen  Feuerung  benutzt  wurde.  Eine  sichere  Einnahme  stand  da- 
her in  jedem  Jahre  bevor.  Leider  haben  es  auch  hier  die  Besitzer 
des  Waldes  auf  Grund  der  Ablösungsgesetze  meist  fertig  gebracht, 
diese  Nutznießungen  der  Bauern  zu  beseitigen.  Ich  erinnere  nur  an 
die  großen  Ablösungen,  die  in  den  letzten  Jahren  im  Solling  und 
Harz  vorgekommen  sind.  Bei  den  bäuerlichen  Gemeindewaldungen 
besteht  das  Sammelrecht  auf  Raff-  und  Leseholz  noch  in  vielen  Fällen. 
Für  die  ärmeren  Leute  hat  das  oft  recht  segensreiche  wirtschaftliche 
Folgen,  da  es  kein  Almosen,  sondern  ein  durch  Arbeit  erworbenes 
Gut  darstellt. 

Die  Berechtigung  auf  die  Streu  des  Waldes  bildete  für  die- 
jenigen Bauern,  die  auf  dem  Acker  nicht  die  für  das  Vieh  nötige 
Streu  erzeugen  konnten,  eine  gewiß  schätzenswerte  Einrichtung; 
vielfach  handelt  es  sich  hier  um  kleine  Leute  ohne  oder  nur  mit 
wenig  Land.  In  Verbindung  mit  der  ihnen  zugänglichen  Waldweide 
bot  das  Sammeln  von  Streu  für  sie  oft  die  einzige  Möglichkeit,  ihre 
wenigen,  für  die  Wirtschaft  so  bedeutsamen  Stück  Vieh  zu  ernähren 
und  zu  erhalten.  Von  richtig  und  mit  Vorsicht  gehandhabten  Nutz- 
ungen kann  man  wohl  bezweifeln,  ob  sie  dem  Walde  derartig  schäd- 
lich sind,  wie  es  von  den  Forstleuten  betont  wird. 

Erwähnenswert  ist  die  Berechtigung  auf  Bindeweiden  zum 
Zaun-  und  Fruchtbinden  und  die  Entnahme  von  Stöcken;  jedoch  hat 
dieselbe  nur  lokale  Bedeutung.  Sie  ist  bei  weitem  nicht  von  so  großer 
Wichtigkeit  wie  die  übrigen  erwähnten  Nutzungen. 

Durch  das  Sammeln  von  Beeren  und  Pilzen  ist  ärmeren  Leuten 
und  Kindern  namentlich  in  der  Nähe  größerer  Städte  Gelegenheit 
zu  reichen  Einnahmequellen  gegeben,  auch  liefern  ihnen  die  schmack- 
haften und  schönen  Früchte  angenehme  Zubußen  für  den  Haushalt. 
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Eichelwaldungen  eignen  sich  ausgezeichnet  zur  Begründung  von 
Schweinemästereien.  Die  natürlichen  Wachstumsbedingungen  für 
die  Tiere  und  das  wertvolle  Futter  erzeugen  prächtiges  und  billiges 
Fleisch.  Allerdings  sind  letztere  Nutzungen  nur  noch  von  beschränktem 
Umfange. 

Für  das  Erwerbsleben  der  kleinbäuerlichen  Bevölkerung  in 
Teilen  des  Rheinlandes  und  von  Westfalen  sind  die  Schälwaldungen 
der  Gehöferschaften  und  die  im  Siegener  Kreise  als  Hauberge  be- 
zeichneten Eichenwaldungen  bedeutungsvoll.  Die  Hauberge  gehören 
agrarischen  Genossenschaften,  die  Gehöferschaften  stellen  Wiesen-, 
Acker-  und  Waldverbände  dar;  beide  Nutzungen  sind  durch  Gesetz 
und  Statut  geregelt.  Nach  den  eigentümlichen  Verhältnissen  des 
Bodens,  des  Klimas  und  der  Bevölkerung  in  dem  Hauptanwendungs- 
gebiete der  Hauberge,  dem  Kreise  Siegen  (Westfalen),  wird  dadurch 
der  Zweck  und  die  Verfassung  von  den  Genossenschaften  bestimmt. 
Die  gehöferschaftlichen  Waldungen  erstrecken  sich  in  der  Hauptsache 
auf  das  Gebiet  der  Mosel  und  Saar  und  den  Regierungsbezirk  Trier. 
Zwischen  200 — 600  m  über  dem  Meere  liegendes  Gebirgsland  mit 
langgestreckten  Höhenzügen  und  engen  Tälern  charakterisieren  diese 
Gegend.  Von  der  Fläche  des  Kreises  Siegen  gehören  7 1  Proz.  dem 
Walde  an,  75  Proz.  hiervon  sind  wiederum  Schäl  Waldungen,  der  übrige 
Teil  Hochwald.  Ca.  200  Genossenschaften  haben  Anteil  an  den 
134856  Morgen  Schälwaldungen,  den  Haubergen;  14  Proz.  hat  der 
Fiskus,  9  Proz.  Private  im  Besitz.  Die  Gesamtbevölkerung  beträgt 
ca.  70000  Seelen,  der  nur  eine  dauernde  Ackerfläche  von  9000  ha 
gegenübersteht.  Der  zeitweise  vorgenommene  Getreidebau,  sowie  die 
hiermit  in  Verbindung  stehende  Haubergswirtschaft  hat  dieser  Gegend 
wenigstens  einigermaßen  gesunde  Verhältnisse  erhalten,  wenn  auch 
durch  die  blühende  Industrie  eine  starke  Getreideeinfuhr  benötigt 
wird.  Die  Hauberge  sind  Eichenschälwaldungen  mit  16 — 2ojährigem 
Umtriebe,  die  in  ebensoviele,  aber  nicht  notwendig  gleiche  Schläge 
zerfallen,  von  denen  einer  jedes  Jahr  abgetrieben  wird.  Nach  dem 
Abtrieb  wird  der  Rasen  geschält,  zur  Düngung  verbrannt  und  das 
Land  1  Jahr  mit  Roggen  bestellt  und  5 — 6  Jahre  zur  Weide  benutzt, 
worauf  man  es  wieder  bis  zur  Holzgewinnung  liegen  läßt.  Man  hat 
so  jedes  Jahr  ca.  8000  Morgen  Getreideland  zur  Verfügung. 

Mit  Recht  hat  man  vielfach  Einwendungen  gegen  die  mangel- 
hafte Benutzungsart  der  Waldungen,  das  Fehlen  eines  sachgemäßen 
Wirtschaftsplanes,  den  Mangel  an  technischer  und  vernünftiger 
Leitung  und  den  traurigen  Raubbau  erhoben.  Als  passende  Heil- 
mittel für  diese  Schäden  betrachtete  man  früher  beinahe  ausschließlich 
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die  Aufteilung  der  Wälder  zu  Privateigentum  oder  die  gänzliche 
Ablösungen  der  Berechtigungen  ländlicher  Nutznießer. 

Eine  rationelle  Kultur  des  Waldbestandes  fordert  zwar  Maß- 
halten und  teilweises  Beseitigen  der  Nutzungen,  namentlich  wenn 
solche  willkürlich  und  ohne  Maß  und  Ziel  mit  schrankenloser  Freiheit 
ausgeübt  werden.  Von  solchen  freien  Bestimmungsrechten  der 
Bauern  ist  wohl  schon  seit  langer  Zeit  nicht  mehr  die  Rede  gewesen; 
sie  erhielten  ihr  Holz,  wo  es  der  Forstverwaltung  passend  erschien 
und  hatten  nur  den  eben  recht  hoch  zu  schätzenden  Vorteil,  das  Er- 
haltene nicht  bezahlen  zu  brauchen.  Auch  die  anderen  Rechte: 
der  Weide,  der  Streu,  des  Beerensammelns  und  ihr  schädigender 
Einfluß  sind  oft  weit  übertrieben  worden. 

Bedeutung  der  gemeinschaftlichen  Weiden. 

Vorzüglich  die  Gemeindeweiden  hat  man  von  allen  Allmenden 
in  ganz  besonderer  Weise  der  Teilung  unterworfen.  Heute  hat  durch 
die  Einführung  der  Sommerstallfütterung  die  Gemeindeweide  bei 
weitem  nicht  mehr  die  Bedeutung  wie  früher.  Dennoch  kann  sie 
für  das  Wohl  ganzer  Gegenden,  besonders  mit  zersplittertem  kleinen 
Grundbesitz,  wo  sie  heute  fast  nur  noch  vorkommt,  recht  segensreich 
sein.  Nur  durch  Vereinigung  mit  anderen  Genossen  ist  der  klein- 
bäuerliche Besitzer  im  Stande,  sein  Vieh  auf  die  Weide  zu  treiben, 
seine  eigene  kleine  Parzelle  würde  bald  über  nutzt  sein  und  das  Vieh 
keine  gleichmäßige  Ernährung  erhalten  können;  überdies  würden 
die  vielen  kleinen  Pläne  zur  Einzäunung  oder  zur  Anstellung  von 
Hirten  oder  Hirtenjungen  zwingen.  Die  Kosten  der  Bewachung 
verteilen  sich  bei  gemeinschaftlicher  Weide  besser  auf  viele.  Die 
so  häufig  nötigen  Tummelplätze  für  Jungvieh  und  Fohlen  sind  im 
gemeinschaftlichen  Besitz  zweckmäßiger  und  billiger.  Gegenden,  die 
noch  den  Weidegang  der  Tiere  gestatten,  weisen  erheblich  gesündere 
und  robustere  Tiere  auf,  als  solche,  die  nur  die  Fütterung  derselben 
im  Stall  erlauben.  Ohne  Nachschuß  aus  den  erstgenannten  Gebieten 
würden  die  ausschließlich  im  Stall  gehaltenen  Tiere  verkümmern 
und  eingehen. 

Besonders  ist  es  Süd-  und  Westdeutschland,  wo  der  Kleinbesitz 
gemeinschaftliche  Benutzungen  von  Weideflächen  verlangt.  Häufig 
genug  pflegt  dieses  im  Einklang  mit  Boden  und  Klima  zu  sein ; 
nämlich  überall  dort,  wo  die  steile  Lage  und  eine  allzu  dünne  Schicht 
Kulturboden  den  Ackerbau  verbietet.  Die  noch  vor  50  Jahren 
blühende,  in  Ermanglung  anderer  Nutzung  wichtige  Schafzucht  hat 
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uns  den  Wert  der  Weiden  für  das  nordwestliche  Deutschland  be- 
zeugt. Die  guten  Reinerträge,  welche  seit  einigen  Jahren  stellen- 
weise wieder  eingeführte  Schafherden  Nordhannovers  liefern,  ermuntern 
vielleicht  zur  örtlichen  Rückkehr  zum  alten  System  und  werden 
dann  manchen  Taler  deutschen  Kapitals  von  den  Wollmärkten 
Englands  zurückhalten. 

Ein  Haupteinwurf  gegen  die  Gemeindeweide  ist  die  Behauptung 
von  der  ungenügenden  Pflege  und  der  zu  starken  Beweidung  ge- 
wesen. Jeder  Genosse  wolle  nur  ernten,  ohne  für  die  Melioration 
etwas  zu  tun,  hieß  es.  Wohl  bestanden  früher  Bestimmungen  über 
Nutzungsgröße  und  Pflege  der  Weiden,  sie  gerieten  jedoch  im  Laufe 
der  Zeit  in  Vergessenheit. 

Verarmung  und  Verschlechterung  der  Weiden  braucht  nicht 
notgedrungen  einzutreten;  die  Gesamtheit  kann  angemessene  Vor- 
beuge treffen,  Verbesserungen  anordnen,  resp.  oft  nur  allein  vornehmen. 
Die  Kosten  der  Pflege  können  gemäß  der  Stückzahl  des  aufgetriebenen 
Viehes  von  den  berechtigten  Bürgern  getragen  werden.  Auch  über- 
mäßiger Nutzung  kann  eine  Bestimmung  leicht  vorbeugen.  Beispiele 
liefern  hier  die  Bürgerweiden  von  Worms,  Tübingen,  Göppingen  1).  Im 
nördlichen  Westfalen,  Regb.  Münster,  in  Teilen  von  Hannover  (Moore) 
dagegen  ist  gerade  durch  Teilung  die  so  notwendige  Entwässerung 
der  Flächen  aus  Mangel  an  Einheitlichkeit  unterbunden  oder  sehr  er- 
schwert worden. 

Wir  sehen:  viele  Gründe  sprechen  für  die  Beibehaltung  der  Ge- 
meindeweiden. Ihre  Teilung  darf  erst  nach  voller  Erwägung  aller 
Momente  beschlossen  werden. 

Die  ursprünglich  gleichen  Anteile  haben  sich  im  Laufe  der  Zeit 
durchweg  sehr  zugunsten  der  Besitzenden  verschoben.  Das  Bedürfnis 
des  vorhandenen  Viehes  wurde  für  die  Nutzung  bestimmend.  A.  von 
Miakowski  gibt  uns  in  einer  Abhandlung2)  einen  Überblick  über 
die  Bedeutung  der  Gemeinde  weiden  für  die  schweizerische  Landwirt- 
schaft; auch  berichtet  Bücher3)  hierüber.  Für  die  deutschen  Länder 
ist  leider  keine  genaue  Statistik  vorhanden,  doch  sind  derartige  Be- 
richte häufiger  für  einzelne  Gemeinden  in  landwirtschaftlichen  Zeitungen 
zu  finden.    Damaschke4)  teilt  mit,  daß  auch  im  Münstertale  Ge- 


1)  de  Laveleye,  Ureigentum;  Bücher,  Die  Allmende  im  südwestlichen  Deutschland. 

2)  Die  schweizerischen  Allmende  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  vom  13.  Jahr- 
hundert bis  zur  Gegenwart  (Schmollers  sozial-  und  staatswissenschaftliche  Forschungen  II,  4, 
Leipzig  1879). 

3)  Handbuch  der  Staatswissenschaften  „ Allmende". 

4)  Über  Aufgaben  der  Gerneindepolitik,  1904. 
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meinden  mit  gemeinschaftlicher  Weide  vorkommen.  Breitenbach  (1086 
Einwohner)  hatte  neben  anderem  Allmendbesitz  Weiden  von  256  ha, 
die  alljährlich  2595  Mark  einbrachten.  Mühlbach  (1000  Einwohner) 
erzielte  von  499  ha  Weide  jährlich  1800  Mark. 

Wichtig  und  oft  recht  lohnend  ist  die  Bepflanzung  der  Weiden 
mit  Obstbäumen.  Eine  Reihe  von  Gemeinden  erzielen  in  Süd-  und 
Norddeutschland  reiche  Erträge  aus  ihrem  Obst.  Doppelte  Nutzung 
schafft  hier  Gewinne  und  läßt  selbst  ungünstige  Momente  und  Fehl- 
schläge einzelner  Ernten  verwinden. 

Bedeutung  der  Allmendwiesen. 

Sind  die  Gemeindeweiden  heute  eigentlich  nur  noch  in  größerem 
Umfange  in  den  Alpenländern,  den  süddeutschen  Gebirgen  und  einigen 
Gebieten  jenseits  des  Mains  von  Bedeutung,  so  kommen  gemeinschaft- 
liche Wiesen  besonders  in  den  ebenen  Lagen  Südwestdeutschlands 
in  den  Gegenden  des  zersplitterten  Klein grundbesitzes  vor.  Bei  der 
Beurteilung  über  ihre  Wirtschaftlichkeit  müssen  wir  unterscheiden,  ob 
sie  auf  ein  oder  mehrere  Jahre  oder  auf  Lebenszeit  zur  Nutzung  über- 
lassen werden;  ferner  ob  sie  natürliche  oder  künstliche  sind,  unter 
letzteren  verstehen  wir  ausgebaute  Wiesen,  welche  durch  Wasser  ge- 
düngt werden  können.  Von  speziellem  Einfluß  auf  die  Bewertung 
der  gemeinschaftlichen  Wiesen  ist 

1.  der  mehr  oder  minder  friedfertige  Charakter  der  Allmend- 
besitzenden, 

2.  die  allgemeine  wirtschaftliche  Lage  der  Dorfbewohner, 

3.  das  Verhältnis  der  Wiesen  zum  Ackerland, 

Das  Vorhandensein  genauer  Bestimmungen  über  die  Erhaltung 
und  Benutzung,  die  Macht  der  Aufsicht  führenden  Leute  wirkt  eben- 
falls auf  die  Wertschätzung  der  gemeinschaftlichen  Wiesen  ein. 

Der  Vorteil  des  Zusammenschlusses  der  kleinen  Flächen  liegt 
zuerst  in  der  Möglichkeit  genügender  Ent-  und  Bewässerung,  oder 
Düngung,  Ebnung,  Ansamung  etc.  Wiesen  sind  seit  langer  Zeit  als 
Stiefkind  des  Landmannes  betrachtet;  für  sie  hält  man  kaum  eine 
Düngung  für  nötig.  Wie  wenig  Landwirte  gibt  es  noch  heute,  die 
eine  nur  einigermaßen  entsprechende  Zusammensetzung  des  Wiesen- 
grases kennen.  Mit  bezug  hierauf  kann  die  Wiese  im  gemeinschaft- 
lichen Besitz  höhere  Erträge  erzielen  und  fördernd  auf  die  Kultur  der 
Privatwiesen  wirken.    Längere  oder  kürzere  Überlassung  der  All- 


Anmerk.    Über  Gemeindeweiden  in  Bayern,  siehe  Wismüller:  Teilung  der  Ge- 
meindeländereien S.  216. 
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mendwiese  zu  ausschließlichem  Gebrauch  bedingt  große  Unterschiede 
in  den  Erträgen  der  Futterflächen  und  der  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Wertschätzung.  Meistens  erhalten  die  Allmendberechtigten 
alle  gleiche  Anteile  oder  die  an  Jahren  älteren  Besitzer  mehrere.  Da 
überhaupt  wenig  Wiesenflächen  vorhanden  zu  sein  pflegen,  kommen 
die  älteren  Bürger  in  den  betreffenden  Gemeinden  vorzugsweise  in 
Betracht  und  die  jüngeren  erst  nach  Maßgabe  der  freiwerdenden  An- 
teile. Dieses  erklärt  sich,  wenn  nur  eine  bestimmte  Anzahl  Teile  vor- 
handen sind,  deren  Neuteilung,  resp.  Unterverteilung  nicht  zweck- 
mäßig erachtet  wird.  Auch  kann  jährliche  oder  alle  paar  Jahre  eine 
neue  Teilung  gemäß  der  Zahl  der  Berechtigten  vorkommen. 

Die  jährliche  Verteilung  hat  bei  vorhandenem  Wiesenwärter 
und  genauer  Kontrolle  die  günstigsten  Resultate  gezeigt.  Zweck- 
mäßige Düngung,  richtige  Verbesserung  wird  gewährleistet,  jeder 
kann  hoffen,  das  nächste  Jahr  durch  ein  besseres  Stück  Wiese  ent- 
schädigt zu  werden,  wenn  er  dieses  Jahr  ungünstiger  abgefunden  ist. 
Jeder  Nutznießer  hat  auch  Interesse  an  der  guten  Erhaltung  der 
Wiesen. 

Nicht  ganz  so  günstig  gestaltet  sich  die  Lage  bei  Überlassung 
der  Wiese  auf  Lebenszeit.  Erstens  erhält  der  betreffende  Nutznießer 
einen  oder  mehrere  Anteile  erst  im  späteren  Alter,  wo  die  Lust  an 
Verbesserungen  schon  wesentlich  abgenommen  hat.  Es  kommt  hinzu, 
daß  das  Allmendgut  häufig  als  Plan  aufgefaßt  wird,  der  bald 
wieder  beim  Todesfalle  an  die  Gesamtheit  zurückfällt  und  dann  die 
aufzuwendenden  Kulturkosten  nicht  lohnend  erscheinen  läßt.  Bei 
Überlassung  auf  Lebenszeit  ist  auch  zu  bedenken,  daß  die  Allgemein- 
heit nicht  ein  so  großes  Interesse  an  der  besten  Erhaltung  hat  und 
demgemäß  nicht  so  scharf  gegen  die  Säumigen  vorgehen  wird  oder 
auch  kann.  Die  Wiese  erfordert  aber  unausgesetzt  gute  Bewirtschaf- 
tung; die  durch  Vernachlässigung  herbeigeführte  Ertragsminderung 
wird  träge  Leute  zur  völligen  Unterlassung  des  Bearbeitens  ver- 
leiten, was  sehr  zum  Schaden  des  Kulturzustandes  und  des  erzielten 
Rohertrages  auszuschlagen  pflegt. 

Gänzlich  zu  verurteilen  ist  die  Ablassung  der  Wiesen  auf  mehrere 
Jahre.  In  dieser  Zwitterstellung  fällt  der  Vorteil  des  Gesamtbesitzes 
und  der  Pflege  in  der  Hauptsache  fort;  nur  die  Anlage  der  not- 
wendigsten großen  Meliorationen  bleibt  (Wehre,  Gräben).  Mehrere 
Jahre  andauernder  Wiesenbesitz  verleitet  in  den  allermeisten  Fällen 
zu  Raubbau  und  schlechter  Pflege.  Die  engherzige  Selbstsucht  läßt 
den  Bauer  gar  nicht  gewahr  werden,  wie  er  sich  durch  schlechte 
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Erträge  schadet.  Er  sieht  nur,  was  er  dem  Nachfolger  als  Früchte 
eigener  Arbeit  überläßt.    Das  mittelalterliche  Sprichwort: 

,,Weß  Wiese  ist  gemeine, 
der  Gras  ist  gerne  kleine'' 

hat  hier  leider  volle  Berechtigung. 

Vorstehende  Urteile  sind  nach  dem  Gutachten  von  Kennern 
der  Verhältnisse  und  auf  Grund  persönlicher  Erfahrungen  gefällt 
(Bücher,  Buchenb erger,  v.  d.  Goltz).  Die  Nutzungsarten,  der 
Charakter  der  Bevölkerung,  die  gute  Normierung  der  Nutzungs- 
bestimmungen, die  Verteilungsweise  und  die  besonderen  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  bestimmen  den  mehr  oder  weniger  großen  Nutzen 
und  die  Berechtigung  der  Allmendwiesen.  Sie  sind  in  Süddeutsch- 
land noch  in  zahlreichen  Gemeinden  vorhanden,  Württemberg  besitzt 
davon  noch  ca.  25000  Morgen,  Baden  75000  Morgen.  Die  Anteile 
schwanken  zwischen  1/3  —  2  Morgen.  —  Eichen,  Kreis  Hanau,  gab 
jedem  seiner  Bürger  20  a  Wiesen  (Wert  20 — 25  M.).  In  Haltern 
in  Westfalen  darf  jeder  Bürger  zwei  Kühe  auf  der  Gemeindewiese 
weiden  lassen. 

Das  Ackerland  als  Allmende. 

Über  die  Berechtigung  und  die  Vorteile  des  Ackers  als 
Allmendgrundstück  ist  viel  gestritten  worden;  mancherlei  Lobens- 
wertes ist  ihm  nachgerühmt  und  scharfe  Stimmen  haben  sich  gegen 
diese  Nutzungsart  erhoben.  Diesen  Angriffen  ist  es  denn  auch  zu- 
zuschreiben, daß  die  Acker- Allmende  heute  nur  noch  in  den  süd- 
deutschen Ländern  vorkommt,  während  sie  in  Norddeutschland  bei- 
nahe verschwunden  ist.  Zum  Teil  war  dieses  auch  in  den  ver- 
schiedenen landwirtschaftlichen  Verhältnissen,  besonders  ist  es  aber 
in  den  verschiedenen  Auffassungen  der  betr.  Gesetzgeber  begründet. 
Kleinbauern  bilden  im  Süden  des  Reiches  das  größte  Kontingent  der 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung,  während  in  Norddeutschland  die 
Großbauern  vorherrschen.  Für  erstere  ist  naturgemäß  die  Über- 
lassung von  Allmendland  gegen  geringe  Abgabe  erheblich  ausschlag- 
gebender wie  für  die  letzteren.  Meist  wird  das  Ackerland  auf 
Lebenszeit  gegeben,  jedoch  kommen  auch  kurzfristige  Verteilungen 
vor.  Gemäß  der  Entwicklung  der  Gemeinden  und  in  Rücksicht  auf 
das  vorhandene  Allmendland  hat  sich  eine  eigentümliche  Verteilung 
herausgebildet.  Erhielt  z.  B.  jeder  Bürger,  deren  50  vorhanden  ge- 
wesen sein  mögen,  vom  umgebrochenen  Land  je  2  Morgen,  so  änderte 
sich  die  Sachlage,  nachdem   eine  längere,    vielleicht  30jährige  Zeit 
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eine  Vermehrung  der  Bürger  herbeigeführt  hatte.  Waren  jetzt  70 
davon  vorhanden,  so  brach  man  eine  neue  Fläche  um  und  teilte  sie 
in  70  Teile,  sagen  wir  zu  je  1  Morgen.  Es  waren  jetzt  2  Besitzer- 
klassen vorhanden;  die  erstere  besaß  je  2  und  1  Morgen,  die  zweite 
nur  1  Morgen.  Machte  nun  das  weitere  Anwachsen  der  Gemeinde 
auf  90  Bürger  die  Aufteilung  der  etwa  noch  vorhandenen  Weide  zu 
Ackerland  nötig,  so  erhielt  jeder,  nehmen  wir  an  1/2  Morgen.  Jetzt 
sind  3  Besitzerklassen  vorhanden;  die  ersteren  50  Leute  besitzen  je 
2  und  1  und  l/2  Morgen  —  3  1/2  Morgen;  die  zweiten  20  Bauern  je 
1  und  1/2  Morgen  =  1  1/2  Morgen  und  die  dritten  ebenfalls  20  Be- 
rechtigten je  1/2  Morgen.  Meist  ist  die  Entwicklung  wohl  derartig 
vor  sich  gegangen,  wie  z.  B.  in  der  Mehrzahl  der  Gemeinden  in  der 
oberrheinischen  Tiefebene  (nach  Professor  Bücher).  Wuchs  die  Ge- 
meinde dann  noch  weiter  an,  so  mußten  die  jüngeren  Bürger  meist 
so  lange  warten,  bis  ein  Anteil  durch  Tod  eines  Berechtitgen  frei 
ward,  worauf  Einrücken  stattfinden  konnte. 

Jüngere  Bürger  erhielten  zuerst  also  kleinere  Anteile,  stiegen 
allmählich  mit  dem  Alter  höher,  bis  sie  schließlich  den  Höchstbetrag 
der  Nutzung  erreichten.  Der  mehr  oder  weniger  schnelle  Bezug  der 
Allmenden  hängt  natürlich  von  den  Verhältnissen  der  einzelnen  Ge- 
meinde, dem  Umfang  des  vorhandenen  gemeinschaftlichen  Besitzes 
und  der  Anzahl  der  Nutznießer  ab.  In  mancher  Gegend  hat  man 
auch  öfters  bei  Anwachsen  der  Bevölkerung  Neuteilungen  des  in  ein 
oder  mehreren  Klassen  geteilten  Allmendbesitzes  vorgenommen,  wo- 
durch oft  eine  schädliche  Zersplitterung  und  äußerst  kleine  unwirtschaft- 
liche Pläne  entstanden. 

Nach  den  landesherrlichen  Bestimmungen  soll  der  Allmend- 
nutzen nicht  sinken  unter:  in  Hessen  1/2  Morgen  Ackerland.  1/2  Stecken 
Holz,  oder  25  Wellen;  in  Baden  1/2  Morgen  Ackerland,  1/2  Morgen 
Wiese,  1/2  Klafter  Holz.  Für  andere  Landesteile  sind  meines  Wissens 
keine  derartigen  Bestimmungen  getroffen. 

Die  Größe  der  Allmendackerstücke  schwankt  außerordentlich. 
In  Baden,  dessen  Verhältnisse  am  besten  durch  die  daselbst  1883 
stattgehabte  Enquete  über  Allmenden  kekannt  sind,  verteilen  die  Ge- 
meinden von  1/s- — 10  Morgen  und  mehr  an  ihre  Mitglieder.  Günstige 
Wirkungen  des  Gemeindebesitzes  werden  in  den  Berichten  hervor- 
gehoben. In  den  mit  Grundeigentum  bedachten  Gemeinden  haben 
meist  alle  Bürger  begründete  Aussicht  auf  Erlangung  dieser  Nutzungen. 
Das  Gebiet  der  Ackerallmende  unterscheidet  sich  merklich  in  wirt- 
schaftlicher und  klimatischer  Natur  von  den  meisten  norddeutschen 
Gegenden.    Es  herrscht  durchweg  der  Kleinbesitz  vor.    Ein  milderes 
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Klima  und  sonstige  Verhältnisse  gestatten  neben  dem  Anbau  des 
Getreides  die  Kultur  von  Handelsgewächsen,  Tabak,  Hopfen,  und 
zum  Teil  von  Wein.  Hierdurch  kann  es  einer  Familie  ermöglicht 
werden,  sich  bereits  von  3 — 5  Morgen  Land  zu  erhalten.  Teilen  nun, 
wie  es  häufig  geschieht,  die  Gemeinden  Lose  von  2 — 6  Morgen  aus, 
so  ist  die  Bedeutung  dieser  Maßnahme  wohl  klar  ersichtlich1).  Vielen 
kleinen  Besitzern  ist  es  dadurch  in  diesen  Gegenden  der  Erbteilung 
und  des  zersplitterten  Grundbesitzes  möglich,  sich  auf  der  Höhe  zu 
erhalten  und  sogar  fortzuschreiten.  Die  Verteilung  des  Landes  ge- 
schieht, um  das  Prinzip  der  Gleichheit  möglichst  aufrecht  zu  erhalten, 
in  gleichen  Flächen. 

In  der  Schweiz  und  den  süddeutschen  Gegenden  pflegen  kleine 
Handwerker  und  Gewerbetreibende  auch  ihren  Anteil  von  der  All- 
mende zu  erhalten.  Sie  werden  dadurch  in  die  Lage  gesetzt,  sich 
ihre  Ackernahrung  auf  billige  Weise  zu  erwerben,  sie  sind  un- 
abhängiger von  den  Preisen  und  überstehen  zeitweilige  schlechte 
Konjunkturen  ihrer  sonstigen  Beschäftigungsart  besser. 

Verhältnismäßig  leicht  war  es,  Nutzungs-  und  Erhaltungsbestim- 
mungen über  die  naturgemäß  besser  gemeinschaftlich  zu  nutzenden 
Weiden  und  den  Wald  von  Staats-  und  Gemeindewegen  zu  treffen. 
Bedeutend  schwieriger  ist  dieses  Unterfangen  bei  dem  gemeinschaft- 
lich besessenen,  privatim  genutzten  Ackerland.  Es  galt  hier  den  Er- 
satz der  dem  Boden  entzogenen  Nährstoffe,  die  verschiedenen  Frucht- 
und  Bestellungsarten,  den  Charakter  und  die  Arbeitslust,  sowie  das 
Alter  der  Nutznießer,  die  Gleichheit  der  Anteile,  die  Gemengelage, 
die  Entfernung  vom  Dorfe  zu  berücksichtigen.  Konnte  der  Staat 
naturgemäß  nur  allgemeine  Bestimmungen,  besonders  über  das  Recht 
auf  Nutzung  etc.  treffen,  so  blieb  es  den  Gemeinden  meist  überlassen, 
durch  Ortsstatut  die  beste  Regelung  und  Nutzung'  ihrer  Gemeinde- 
gründe zu  erstreben.  Mehr  oder  minder  große  Geschicklichkeit  der 
leitenden  lokalen  Organe  und  entgegenkommendes  Verständnis  der 
Nutznießer  bedingen  hier  den  mehr  oder  weniger  hervortretenden 
Wert  des  Gemeinbesitzes. 

Betrachten  wir  zuerst  die  Verteilung  der  Ackers  auf  mehrere, 
sagen  wir  z.  B.  4  Jahre.  Wenn  auch  dieser  Idee  die  gute  Absicht  zu- 
grunde liegt,  die  verschiedene  Güte  des  Landes  durch  häufigere  Aus- 
gabe aufzuheben,  so  hat  das  Vorgehen  doch  schwere  wirtschaftliche 

1)  Siehe  hierüber:  Vererbung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  in  Hohenzollern ;  Buchen- 
berger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  Leipzig  1883,  p.  298;  Ellering,  Die  Allmende  im 
Großherzogtum  Baden;  Bücher,  Die  Allmende  im  südwestlichen  Deutschland,  und  andere 
Schriftsteller. 
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Bedenken.  Wenn  jemand  den  Boden  nur  vier  Jahre  bebaut,  wird  er 
kaum  in  der  Lage,  noch  Willens  sein,  für  einen  vollständigen  Ersatz 
der  demselben  entzogenen  Nährstoffe  zu  sorgen,  da  er  ja  doch  nur 
einen  Teil  derselben  in  dem  Ertrage  wiedererhält.  Auch  das  Ein- 
halten einer  vernünftigen  Fruchtfolge  ist  sehr  erschwert,  oft  unmög- 
lich gemacht.  Es  wird  demgemäß  nur  das  nötigste  an  Düngung  und 
Kultivierung  des  Ackers  getan,  was  Verarmung  des  Bodens  und 
mindere  Erträge  im  Gefolge  hat.  Eine  lebenslängliche  Nutzung  ist 
aus  den  angegebenen  Gründen  entschieden  vorzuziehen.  Meistenteils 
hat  sich  auch  diese  Ansicht  durchgerungen.  Langjährige  Pacht,  auf 
12  bis  1 8  Jahre,  kommt  der  lebenslänglichen  Nutzung  an  Wert  gleich. 
Diese  Austeilung  nähert  sich  dem  Eigentum  und  pflegt  häufig  gute 
Bewirtschaftung  im  Gefolge  zu  haben.  Von  nicht  geringer  Bedeu- 
tung ist  das  Recht  der  Gemeinde  oder  ihrer  Vertreter,  auf  die 
Allmenden  in  ein  oder  anderer  Hinsicht  einzuwirken. 

Es  ist  entschieden  nicht  gutzuheißen,  wenn  sich  die  Gemeinde 
aller  Rechte  bei  der  Übergabe  des  Ackers  an  diesem  begibt  und  nur 
das  Eigentum  behält.  Sie  muß  die  Möglichkeit  haben,  müßige,  faule 
Menschen  zur  notwendigsten  Kultur  und  Düngung  anhalten  zu  können, 
ferner  muß  sie  den  Trunkenbolden,  notorischen  Schuldenmachern  und 
Nichtsnutzen  die  Ländereien  entziehen  dürfen,  wenn  diese  solche  nur 
dazu  benutzen,  um  Schulden  zu  machen  und  das  Gut  durchzubringen. 
Derartige  Bestimmungen  enthalten  auch  die  meisten  Ortsstatuten  der 
mit  Allmenden  gesegneten  Gemeinden  in  Süddeutschland.  Weiter  ist 
erforderlich,  bestimmte  Normen  über  die  Entschädigung  für  Dung, 
gute  Bewirtschaftung  zu  haben,  damit  ein  gleichmäßiger  Kulturzustand 
gewährleistet  bleibt;  im  anderen  Falle  kann  die  Unsicherheit  des  Be- 
sitzes zum  Raubbau  und  Aussaugung  des  Allmendackers  führen. 
Uberhaupt  sind  die  Bestimmungen  über  die  Nutzungen  unseren  fort- 
geschrittenen Verhältnissen  anzupassen:  lange  Zeit  der  Überlassung, 
größere  Flächen,  nach  Ertragswert,  nicht  nur  nach  Fläche  teilen,  dann 
werden  auch  dem  Allmendacker  die  Vorteile  nicht  fehlen,  welche  eine 
gute  Düngung  und  Bearbeitung,  Reinigung  von  Unkraut,  Anwendung 
von  zweckmäßigen  Maschinen  im  Gefolge  haben.  Sehr  zu  wünschen 
wäre,  daß  man  alten  Leuten,  die  ohne  Kinder  sind,  ihre  Allmendteile 
wenigstens  zum  Teil  abnehmen  könnte.  Die  naturgemäß  öfters  nur 
mangelhafte  Bestellung,  hervorgehend  aus  Alter  und  nicht  genügender 
Wirtschaftseinrichtung,  fielen  fort.  Dieselben  wären  durch  den  Zins 
zu  entschädigen,  den  die  verpachteten  Äcker  einbringen  würden. 

Selbstbewirtschaftung  der  Ländereien  wird  in  den  meisten  süd- 
deutschen Staaten  verlangt,  Ablassung  an  die  Kinder  allerdings  meist 
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erlaubt.  In  der  Schweiz  hat  man  auch  die  Verpachtung  zugelassen1). 
Unbedingt  ist  meines  Erachtens  an  dem  Prinzip  der  eigenen  Bebau- 
ung festzuhalten,  da  sonst  die  Austeilung  und  der  Zweck  der  All- 
mende vollständig  in  Frage  gestellt  wird.  Will  oder  kann  irgend  ein 
Besitzer  aus  Ueberfluß  an  Land  oder  weil  er  noch  ein  Gewerbe  be- 
treibt, den  Boden  nicht  bewirtschaften,  so  mag  er  auf  diese  Unter- 
stützung der  Gemeinde  verzichten;  denn  wenn  ihm  sein  übriges  Be- 
sitztum oder  Gewerbe  so  viel  Ertrag  liefert,  daß  er  leben  kann,  ihm 
überhaupt  keine  Zeit  zur  Bewirtschaftung  der  Allmende  läßt,  so  mag 
er  seine  Rechte  an  bedürftigere  Bewohner  abtreten. 

In  Baden  sind  30237  ha  an  Allmendacker  vorhanden,  2721  Be- 
triebe (1,15%)  bewirtschaften  ausschließlich  Allmendland2). 

In  Württemberg  wird  noch  ungefähr  14000  ha  Allmendacker 
genutzt.  Bürgermeister  Daniel  von  Triers  a.  d.  Mosel  (Rheinprov.) 
schreibt:  „Die  Bürgermeisterei  Triers  umfaßt  einen  Flächenraum  von 
10000  ha.  Davon  gehören  mehr  als  5000  ha  den  Gemeinden.  Aus 
dem  Gemeindevermögen  werden  sämtliche  Gemeindebedürfnisse  be- 
stritten. Dann  erhält  jeder  Bürger  gegen  Zahlung  der  Hälfte  oder 
eines  Drittels  des  Wertes  seinen  Brennbedarf  und  25 — 50  a  auf 
Lebenszeit  zur  Benutzung.  Auf  diesem  Gemeindeboden  findet  die 
unbemittelte  Klasse  der  Bevölkerung  fast  das  ganze  Jahr  hindurch 
Beschäftigung  und  Unterhalt.  Ähnliche  Verhältnisse  finden  sich  an 
der  ganzen  unteren  Mosel." 

Philippsburg  in  Baden  hat  in  den  letzten  10  Jahren  für  105000  M. 
Acker  und  Wald  angekauft;  in  dem  gleichen  Zeiträume  wuchs  der 
Grundbesitz  der  Gemeinden  Löbau  (Sachsen)  um  224,32  ha,  derjenige 
der  Stadt  Görlitz  um  1367  ha3). 

Man  wirft  der  Ackerallmende  zum  Teil  mit  Recht  vor,  daß  sie 
das  ungünstige  Zuhausebleiben  jüngerer  tatkräftiger  Leute,  die  an  an- 
deren Orten  lohnendere  Nahrung  finden  könnten,  die  Schollenkleberei, 
befördere.  Der  zu  erwartende  Genuß  der  Allmende  veranlasse  die 
jungen,  oft  besitzlosen  Männer  in  der  Heimat  auszuharren,  um  diese 
sichere  Rente  in  absehbarer  Zeit  zu  erhalten.  Nicht  nur  werde 
Übervölkerung  and  Armut  dadurch  hervorgerufen,  sondern  auch 
der  Preis  der  sonstigen  frei  werdenden  Landteile  übermäßig  in  die 

1)  Handwörterbuch  für  Staats  Wissenschaften,  Artikel  Allmende;  v.  Maurer,  Ge- 
schichte der  Marken  Verfassung  in  Deutschland;  Buch  enberger,  Agrarwesen  und  Agrar- 
politik, p.  295  f.;  v.  Miakowski,  Die  schweizerische  Allmend  usw. 

2)  Nach  Dr.  Ellering,  Die  Allmenden  im  Großherzogtum  Baden. 

3)  Damaschke,  Aufgaben  der  Gemeindepolitik,  Berlin  I9°4,  P-  185. 
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Höhe  getrieben !).  In  reichbevölkerten  industriellen  Gegenden  kann 
diese  Sachlage  unliebsam  hervortreten,  doch  ist  es  andererseits  mit 
Freude  zu  begrüßen,  daß  sich  hier  ein  kräftiger  Heimatssinn  zeigt, 
im  Gegensatz  zu  unserem  sonst  immer  stark  bemerkten  Zug  vom 
Lande  in  die  Städte.  Ein  schöner  Beweis  dafür,  daß  der  Besitz  des 
Grund  und  Bodens  ein  Hülfsmittel  ist,  die  Menschen  auf  dem  Lande 
zu  halten.  Ellering  behauptet,  daß  er  bei  seinen  Untersuchungen 
in  Baden  nirgends  dieses  so  oft  getadelte,  schädliche  „Scholienkleben" 
der  Leute  hätte  feststellen  können.  Nach  seiner  Ansicht  kann  das- 
selbe doch  nur  da  in  Frage  kommen,  wo  sehr  große  Allmendteile 
ausgegeben  werden,  die  für  andere  günstige  Aussichten  ein  Äquivalent 
bieten.    Dieser  Fall  ist  jedoch  sehr  selten. 

Aus  den  vorhergehenden  Erörterungen  wird  wohl  klar,  daß 
trotz  des  großen  Einflusses,  den  auch  die  Ackerallmende  in  wirt- 
schaftlicher Hinsicht,  namentlich  in  den  Gegenden  des  Kleinbesitzes, 
auszuüben  vermag,  es  dennoch  eines  gut  durchdachten  Nutzungs- 
modus und  genauer  Bestimmung  in  verschiedener  Hinsicht  bedarf, 
sollen  die  Vorteile  große  und  fruchtbringende  sein.  Die  Nachteile 
sind  durchweg  aufs  Konto  der  menschlichen  Natur  zu  schreiben. 
Auch  in  der  Allmendwirtschaft  wird  der  unvollkommene  Mensch 
stets  das  größte  Hindernis  für  den  ideal  vollkommenen  Wirtschafts- 
betrieb sein'2). 

Austeilungen  von  Allmendland  zu  Gärten  und  Weinbergen 
pflegt  man  nur  in  einigen  süddeutschen  Gegenden  anzutreffen- 
Bücher  und  Damaschke  berichten  in  den  zitierten  Werken  dar- 
über.   Eigenbesitz  oder  Pacht  ist  hierbei  vorzuziehen. 

Die  Allmende  als  Streuland. 

In  manchen  Heide-  und  Moorgegenden  wurde  und  wird  der 
Plaggenhieb  noch  besonders  von  den  kleinen  besitzlosen  und  ärmeren 
Leuten  ausgeführt;  leider  bildet  derselbe  auch  noch  für  einige  unserer 
Heidewirtschaften  die  hauptsächlichsten  Grundlagen  des  Betriebes. 

Beim  Plaggenhieb  wird  mit  einem  beilartigen  Instrument  die 
oberste  Bodendecke,  die  aus  Heide  und  Humus  besteht,  abgehauen 
und  nachher  zur  Einstreu  verwandt.    Diese  Art  der  Streugewinnung 

1)  Buchenberger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  p.  299;  Fuchs,  Die  Verhältnisse 
in  17  Landgemeinden,  Karlsruhe  1904,  p.  102. 

2)  Vergl.  auch  Wetz,  Die  Vorteile  und  Nachteile  der  Allmende  für  die  Landgemeinde 
etc.,  Heppenheim  1902. 
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wurde  in  den  betreffenden  Gegenden  aus  den  ganzen  Verhältnissen 
und  der  Lage  geboren.  Es  fehlt  hier  an  dem  nötigen  Stroh  fürs 
Vieh.  Der  nur  geringwertige  und  durchaus  mäßig  bewirtschaftete 
Acker  vermag  nicht  genügende  Erträge  an  Korn  und  Stroh  aufzu- 
bringen.   Heide  und  Moor  müssen  hier  aushelfen. 

Salfeld1)  und  Peters2)  weisen  nach,  daß  diese  Wirtschaftsweise 
unverhältnismäßig  große  Heideflächen  und  viel  ^Arbeitskräfte  benötigt. 
Die  Heideplaggen  besitzen  nur  geringe  Aufsaugungsfähigkeit  für  die 
tierischen  Auswurfstoffe  und  haben  außerdem  selber  nur  geringen 
Düngungswert.  Weder  bilden  sie  daher  eine  gute  Einstreu  noch 
einen  wertvollen  Nährstoffersatz  für  den  Acker.  Letzterer  wird  bei 
Plaggenwirtschaft  nur  wenig  verbessert,  dagegen  durch  den  ewigen 
Auftrag  schädlich  erhöht,  wodurch  noch  der  Grundwasserstand  un- 
günstig beeinflußt  wird.  Der  Uberg'ang  zu  einer  besseren  Kultur 
des  Ackers,  die  Herstellung  von  Wiesen  und  eingehendere  Pflege 
des  Viehes  läßt  diese  systematische  Devastierung,  die  zum  Ruin  führen 
muß,  allmählich  verschwinden. 

Stellenweise  haben  diese  Nutzungen,  z.  B.  in  der  Lüneburger 
Heide,  sowie  in  Sand-  und  Moorgegenden  noch  Bedeutung. 

Die  Moore  als  Allmendgrundstücke. 

a)  Hochmoore. 

Die  Kultivierung  und  Ausnutzung  der  Hochmoore  auf  genossen- 
schaftlichem Wege  hat  wegen  der  vielfach  zu  überwindenden  Schwierig- 
keiten technischer,  landwirtschaftlicher  und  finanzieller  Natur  nur  ge- 
ringen Umfang  und  Bedeutung  angenommen.  Es  kommt  hinzu,  daß 
die  meist  ausgedehnten  Moorflächen  zu  weit  von  den  Dörfern  abliegen; 
da  werden  dann  eher  die  naheliegenden,  leichter  zu  bewirtschaftenden 
Heideflächen  in  Gebrauch  genommen.  Einer  späteren  Zeit  wird  es 
vorbehalten  sein,  die  hier  noch  lagernden  großen  Bodenschätze  der  Ge- 
samtheit dienstbar  zu  machen.  Durch  Privatpersonen  sind  ja  in  Holland 
und  Deutschland  schon  viele  Versuche  und  Arbeiten  vorgenommen, 
um  die  Moore  auszubeuten,  die  allerdings  in  Deutschland  nur  zum 
Teil  von  Erfolg  begleitet  waren3). 

1)  Salfeld,  Die  Kultur  der  Heideflächen  in  Nordwestdeutschland,  Hildesheim  1882. 

2)  Peters,  Die  Heideflächen  Norddeutschlands,  Hannover  1862. 

3)  Hugenberg,  Innere  Kolonisation  Nordwestdeutschlands,  Straßburg  1 89 1 ;  S  t um p  f  e, 
Die  Besiedelung  der  deutschen  Hochmoore.  Berichte  der  Zentralmoorkommission  seit  1880, 
Berlin  1903. 
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Gerade  bei  den  Mooren  liegt  m.  E.  ein  reiches,  langandauerndes 
Arbeitsgebiet  von  Verbänden  vor,  das  auch  zugleich  die  Gewähr  für 
Erhaltung  einer  dauernden,  sicheren  Rente  für  den  Gemeindehaushalt 
bietet.    Hierauf  ist  in  einem  späteren  Abschnitt  einzugehen. 

Es  kommen  folgende  Nutzungen  in  Betracht: 

I.  Der  Bültenhieb  besteht  in  dem  Abhauen  der  obersten  Schicht 
anmooriger  Böden  in  fußgroße  Stücken,  die  getrocknet  und  als  Feue- 
rungsmaterial benutzt  werden.  Ihre  Heizkraft  ist  kaum  so  groß,  wie 
geringwertiger  Torf.  Der  Bültenhieb  ist  in  bezug  auf  Bodenberaubung 
dem  Plaggenhieb  ähnlich.  Fortschreitender  Betrieb  wird  diese  Ge- 
winnung von  Brennmaterial,  die  in  Moorgegenden  noch  für  die 
ärmeren  Leute  von  Bedeutung  ist,  allmählich  zum  Vorteil  des  Bodens 
verschwinden  lassen. 

II.  Gewinnung  der  nicht  sehr  stark  vermoderten,  in  der  Nähe 
der  Bodenoberfläche  liegenden  Pflanzenschicht,  des  sog.  weißen 
Torfs.  Dieses  Material  wird  zu  Torfstreu,  leichtem  Feuer material, 
Kunstholz,  Pappen,  Papieren,  Torfwolle,  Verband-  und  Futterstoffen 
auf  gemeinschaftliche  Kosten  nur  in  einigen  süddeutschen  Gemeinden 
verarbeitet.  In  Norddeutschland  hat  man  diese  Ausbeutung  für  ge- 
meinschaftliche Zwecke  noch  kaum  beachtet,  sondern  sie  Privatleuten 
oder  Konsortien  überlassen. 

III.  Die  Herstellung  des  tiefer  unter  der  Oberfläche  stehenden 
stark  verwesten  und  verkohlten,  sog.  schwarzen  Torfs  zu  Brenn- 
material, Briketts,  Torf  holz  usw.  ist  bis  jetzt  Privatpersonen  vorbe- 
halten gewesen.  Gemeinschaftliche  Bearbeitung  solcher  Flächen 
findet  man  nur  noch  selten;  wo  Abbau  stattfindet,  geschieht  dieses 
von  Privatpersonen  durchweg  auf  ihre  eigene  Rechnung.  Ausnahms- 
weise liefern  noch  einige  süddeutsche  Gemeinden  ihren  Nutzungsbe- 
rechtigten jährlich  mehrere  iooo  Stück  Brenntorf. 

In  großen  Teilen  Norddeutschlands  harren  bedeutende  Moor- 
flächen noch  ihrer  vorteilhaft  gemeinschaftlich  vorzunehmenden  Auf- 
schließung; diesbezügliche  Vorschläge  sollen  in  einem  späteren  Ab- 
schnitt gemacht  werden. 

IV.  Eine  Benutzung  der  abgetorften  Flächen  zu  land-  und 
forstwirtschaftlichem  Gebrauch  empfiehlt  sich  in  vielen  Fällen. 
Einzelne  gemeinschaftliche  Wiesenanlagen  haben,  soweit  mir  bekannt 
ist,  stattgefunden.  Genaueres  über  deren  Erfolge  ist  noch  nicht  in 
die  Öffentlichkeit  gedrungen. 

V.  Zur  Forstkultur  ist  die  unabgetorfte  Fläche  des  Moors,  wie 
Professor  Tacke,  Landforstmeister  Danckelmann  und  Landesforstrat 
Quaet-Faslem  berichten,  nicht  mit  Erfolg  im  großen  zu  verwenden, 
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da  zuvor  eine  gründliche  Entwässerung  und  Düngung  nötig  ist. 
Durch  zweckentsprechende  Düngung  und  Bearbeitung  ist  es  jedoch 
gelungen,  eine  Reihe  landwirtschaftlich  nützlicher  Gewächse  auf  nicht 
abgetorftem  Moor  anzubauen.  Wiesen  gedeihen  ebenfalls  vielfach 
ausgezeichnet.  Größere  gemeinschaftliche  Kulturen  haben  noch  nicht 
stattgefunden,  stehen  aber  in  Aussicht. 

b)  Niederungsmoore. 

Während  die  Hochmoore  sich  im  nördlichen  Deutschland  meist 
über  große  zusammenhängende  Flächen  ausdehnen,  findet  man  die 
Niederungsmoore  häufig  auch  in  kleinerem  Umfange,  nämlich  dort,  wo 
überschüssiges,  fruchtbares  Wasser  und  Senkungen  der  Bodenfläche 
zur  Ansiedelung  von  Sumpfpflanzen  Gelegenheit  gaben.  Ein  erheb- 
licher Teil  unserer  Fluß-  und  Bachgebiete  ist  mit  Niederungsmoor  an- 
gefüllt. Der  Bildung  gemäß  ist  ihr  Gehalt  an  mineralischen  Stoffen 
größer  als  bei  Hochmooren.  Die  nötigen  Pflanzen nährstoffe,  wie  Stick- 
stoff, Kalk  und  öfters  Phosphorsäure  finden  sich  meist  in  genügender, 
zum  Wachstum  der  Pflanzen  erforderlichen  Menge  vor.  Dieser  Vorteil, 
ihre  oft  günstige  Lage  zum  Ort  und  den  übrigen  Grundstücken  der 
Landwirte,  ihre  meist  nicht  sehr  große  Mächtigkeit  weisen  in  erster 
Linie  auf  landwirtschaftliche  Ausnutzung  hin.  Für  Wiesen-  und 
Weidewirtschaft  kommen  sie  vorzüglich  zur  Verwendung,  doch  ist 
auch  ihre  Nutzung  als  Ackerland,  namentlich  bei  Sandbedeckung, 
schon  erheblich.  Man  trifft  nur  einzelne  Gemeinden  an,  die  ihre 
entwässerten  und  als  Wiese  oder  Weide  hergerichteten  Niederungs- 
moore als  Allmenden  an  Berechtigte  verteilen  oder  auch  das  beliebige 
Pachtprinzip  mit  Geldausgleich  anwenden.  Hier  kann  Vorteilhaftes  ge- 
schaffen werden,  da  noch  zahlreiche  unkultivierte  Flächen  vorhanden  sind. 
Besandetes  Ackerland  pflegt  sich  durchweg  im  Privatbesitz  zu  befinden. 

Sonstige  Nutzungen  der  AllmendgrundstUcke. 

In  vielen  Gegenden  gewährt  die  Allmende  ihren  Eigentümern 
noch  eine  Reihe  von  Nutzungen,  die  zwar  nur  einen  kleinen  Geld- 
wert darstellen,  in  ihrer  Gesamtheit  aber,  oder  weil  solche  Objekte 
schwierig  zu  bekommen  sind,  recht  wertvolle  Bedeutung  für  die 
Wirtschaft  haben.  Man  rechnet  hierher  die  Gewinnung  von  Bau- 
und  Pflastersteinen,  von  Kies  und  Sand  zu  Wegen  und  Bauten,  von 
Mergel  zur  Verbesserung  des  Landes,  von  Ton  zu  verschiedenen 
wirtschaftlichen  Zwecken.  Überall  ist  man  wohl  bemüht,  derartige 
gemeinschaftliche  Grundstücke  in  ihrer  Leistungsfähigkeit  zu  erhalten 
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resp.  für  genügenden  Ersatz  zu  sorgen.  Dorfteiche  und  kleinere  Ge- 
wässer sind  in  neuerer  Zeit  durch  Fischzucht  der  Allgemeinheit 
nutzbar  gemacht  worden. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  an  dieser  Stelle  noch  einmal  kurz  die 
Vorteile,  die  die  Bezüge  aus  dem  Walde,  die  Nutzungen  der  Weide, 
der  Wiesen  und  des  Ackerlandes  den  Dorfinsassen  gewähren,  so 
zeigen  sie  uns,  namentlich  wenn  sie  vereint  gegeben  werden,  den 
großen  Einfluß,  den  sie  je  nach  Art  und  Umfang  auf  das  Wohl- 
befinden und  die  Lebensführung  besonders  der  Arbeiter,  der  kleinen 
und  mittleren  Besitzer  ausüben,  und  daß  ihre  Beibehaltung,  resp. 
Neubeschaffung  im  Interesse  der  Volkswohlfahrt  unter  Umständen 
geboten  sein  kann. 

Diese  Ansicht  sprechen  auch  hervorragende  Kenner  der  Ver- 
hältnisse, wie  Buchenberger,  v.  d.  Goltz,  Knaus,  Bücher,  denen 
diese  Angaben  zum  Teil  zu  verdanken  sind,  aus. 

Am  segensreichsten  gestalten  sich  die  Wirkungen  der  Allmende 
in  sozialer  Hinsicht. 


Die  soziale  Bedeutung  der  Allmende. 

Bei  dem  Erlasse  der  Gesetze  über  Aufhebung  und  Teilung 
der  Allmende  oder  Gemeinheiten  stellte  man  sich  hauptsächlich  auf 
den  einseitigen  wirtschaftlichen  Standpunkt.  Die  Steigerung  der 
Produktion  durch  Zerschlagen  des  Gemeinbesitzes  und  Vergeben  des- 
selben an  Privatpersonen  war  die  Parole.  Die  soziale  Bedeutung  der 
Allmende  für  die  Volkswohlfahrt  wurde  vollständig  übersehen.  Wie 
äußert  sich  nun  die  soziale  Wirkung  des  Allmendbesitzes?  In  drei 
Richtungen  wirkt  sie  ein,  und  zwar 

1.  auf  Gemeinde, 

2.  auf  den  einzelnen  Allmendnießer, 

3.  auf  die  Allgemeinheit. 

I.  Bedeutung  für  Gemeinden  und  Allmendkorporationen. 

Zunächst  wird  das  gegenseitige  Interesse  der  Einwohner  durch 
Allmenden  in  Dorf  und  Stadt  vertieft.  Ein  inniges,  lebendiges  Ge- 
meinschaftsgefühl rief  die  Solidarität  der  Genossen  hervor.  Treues 
Einstehen  des  einen  für  den  anderen  war  die  notwendige  Folge  einer 
wirtschaftlichen  Einrichtung,  bei  der  das  Wohlergehen  der  Gesamt- 
heit auf  jeden  Bürger  seine  rückwirkende  Kraft  äußerte.   Noch  heute 
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finden  wir  Überreste  dieses  langgepflegten  Gemeinsinnes,  dieser  sozialen 
Liebe,  wenn  etwa  in  einer  mondhellen  Nacht  die  Burschen  und 
Mädchen  sich  heimlich  zusammentun,  um  einer  nichts  ahnenden  armen 
Witwe  die  notwendigsten  Erntearbeiten  auf  ihrem  Acker  zu  besorgen. 
Die  Sitte,  daß  alle  Gemeindegenossen  beim  Bau  eines  Hauses,  dem 
Graben  eines  Brunnens  hilfreiche  Hand  leisten,  ist  ein  Ausfluß  dieser 
engen  Interessengemeinschaft. 

Der  einzelne  wird  hier  aufgerüttelt,  sein  Teil  mitzuwirken  für 
das  Wohl  der  Allgemeinheit,  er  wird  aus  dem  Bereiche  engherziger 
Eigenwirtschaft  herausgerissen,  interessiert  am  Gemeinschaftsleben,  er 
fühlt  sich  kräftig  bei  dem  Bewußtsein,  auch  seine  Stimme  maßgebend 
bei  der  Verwertung  dieses  ihm  mitgehörenden  Gutes  erschallen  zu 
lassen.  Die  Teilnahme  an  der  Verwaltung  von  Allmenden  wirkt  als 
Schule  für  das  weitere  politische  Leben,  und  sie  erzeugt  eine  Gewöh- 
nung in  der  Leitung  öffentlicher  Angelegenheiten. 

Solche  alte  Agrargenossenschaften  bilden  eine  vorzügliche  Vor- 
stufe für  unser  modernes  landwirtschaftliches  Genossenschaftswesen. 
Kredit-  und  Darlehnskassen,  Kornhaus-  und  Verkaufsgenossenschaften 
lassen  sich  viel  leichter  mit  Leuten  errichten,  die  schon  für  dieses 
werktätige  gegenseitige  Eintreten  erzogen  sind.  Die  oft  erdrückenden 
Armenlasten  der  Gemeinden  werden  durch  die  Allmenden  in  günstigen 
Fällen  auf  ein  Minimum  reduziert. 

Zusammenlegung  der  Grundstücke,  als  zweckmäßig  anerkannte 
Meliorationen  sind  leicher  bei  gemeinschaftlichen  Grundstücken  durch- 
zuführen, als  bei  zerstückeltem  Privatbesitz,  wo  wenige  kleine  unver- 
ständige Besitzer  oft  die  besten  Maßnahmen  durch  ihren  Widerspruch 
hindern  können.  Wer  die  Schwierigkeiten  kennt,  die  sich  oft  der  so 
nötigen  Ent-  oder  Bewässerung  der  Grundstücke,  der  Aufhebung  des 
Flurzwanges,  der  Anlage  von  neuen  Wegen  bei  zerstückeltem  Grund- 
besitz entgegensetzen,  wird  es  dankbar  empfinden,  daß  hierzu  durch 
die  Gemeinde  verhältnismäßig  leicht  die  Gelegenheit  gegeben  ist. 

Die  Vorteile  kommen  mehr  oder  weniger  allen  Interessenten 
zugute,  und  die  Kosten  pflegen  nicht  so  drückend  zu  werden,  da  ein 
höherer  Ertrag  sich  ihnen  entgegenstellt.  Bei  Aufnahme  größerer 
Anleihen  zur  Ausführung  sozialer  oder  kultureller  Arbeiten  bietet  die 
Allmende  den  Gläubigern  eine  wertvollere  und  größere  Sicherheit, 
als  die  Bürgschaft  der  einzelnen  Bauern  und  ermöglicht  es  hierdurch, 
billiges  Geld  zu  erhalten.  Hat  man  jedoch  die  gerechtsame  Gemeinde 
zugleich  zur  politischen  Gemeinde  umgewandelt,  wie  dieses  vielfach 
in  Württemberg  und  der  Schweiz  der  Fall  ist,  und  verlangt  daher 
auch  der  Staat,  resp.  eine  einsichtsvolle  Regierung  die  Heranziehung 
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der  Allmendgrundstücke  zu  den  allgemeinen  Lasten  der  Gemeinde, 
so  sind  große  Kulturaufgaben  mit  ihnen  zu  erzielen. 

Laut  Berichten  sind  viele  Gemeinden  in  der  Lage,  durch  die  Ein- 
nahmen aus  ihren  Allmenden  sämtliche  Ausgaben  zu  bestreiten  und 
brauchen  deshalb  von  ihren  Mitgliedern  keine  Steuern  zu  erheben. 
Steuerfrei  sind  auf  diese  Weise:  in  Württemberg  zahlreiche  Gemeinden, 
in  Baden  121,  in  Bayern  526. 

Nicht  allein  zu  Meliorationen  der  Gemeindegrundstücke  werden 
die  Überschüsse  der  Beträge  verwandt,  sondern  sie  helfen  öfters 
große  Aufgaben,  wie  Wege-,  Brücken-,  Schulbauten  und  Armenhäuser 
zu  verwirklichen,  ohne  die  Hülfe  des  einzelnen  durch  Steuern  direkt 
in  Anspruch  zu  nehmen. 

Schätzenswert  können  die  Allmenden  für  den  Haushalt  der  Ge- 
meinden sein,  wenn  sie  das  nötige  Bauland  für  Schulen,  Gemeinde- 
häuser, Genossenschaftsbauten,  Kirchen  etc.  hergeben  können.  Bei 
Erweiterungen  der  Stadt  oder  des  Dorfes  wirken  sie  der  ungesunden 
und  oft  maßlosen  Bodenspekulation  durch  Private  angemessen  ent- 
gegen. Die  Wertsteigerungen  fließen  hier  nicht  Leuten  zu,  die  nur 
einen  glücklichen  voraussehenden  Geist  und  Geld  zum  Kauf  besaßen, 
sondern  derjenigen  Korporation,  welche  auch  die  erhöhten  Lasten 
bei  wachsender  Bevölkerung  zu  tragen  hat,  „der  Gemeinde"  zu. 

2.  Bedeutung  und  Vorteile  der  Allmende  für  die  Dorfinsassen 
und  Korporationsmitglieder. 

In  reich  mit  Allmenden  ausgestatteten  Gebieten  treffen  wir  bei- 
nahe immer  das  Prinzip  der  gleichen  Erbteilung  an.  Ohne  die  vor- 
handenen Gemeindegüter  würde  es  vielen  Erben  kaum  möglich  sein, 
das  so  verkleinerte,  mit  Schulden  belastete  Besitztum  anzutreten.  LTnent- 
geltlich  oder  gegen  billiges  Entgelt  zugeteiltes  Land  und  Nutzungen 
vom  Gemeingut  gibt  hier  die  erforderliche  Ernährungsfläche  und 
fördert  den  wirtschaftlichen  Aufschwung. 

Äußerste  Armut  ist  in  Ländern  mit  Gemeingut  weniger  bekannt, 
auch  der  ärmste  Tagelöhner  hat  wenigstens  sein  Land  für  Gemüse 
und  Kartoffeln.  Häufiger  findet  man  bei  dieser  Bevölkerungsklasse 
einen  großen  Pleiß,  Schaffensdrang  und  Sparsamkeit.  Ist  Geld  er- 
übrigt, so  sucht  man  dasselbe  in  Grund  und  Boden  anzulegen.  Öfters 
kommt  es  vor,  daß  solch  früherer  Tagelöhner  sein  Leben  als  Kleinbauer 
beschließen  kann.    Die  Hoffnung  darauf  spornt  jeden  zur  Arbeit  an. 

Ein  Proletariat  ist  in  Gegenden  mit  größerem  Allmendbesitz 
kaum  anzutreffen.    Ist  schon  der  Tagelöhner  durch  die  Allmende 
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vor  der  äußersten  Not  geschützt  und  ihm  die  Möglichkeit  gegeben, 
vorwärts  zu  kommen,  so  ist  die  Aussicht  noch  mehr  für  den  wirt- 
schaftlich stärkeren  kleinen  Besitzer  gewährleistet. 

Die  Ersparnisse  werden  in  den  durch  Abzug  frei  werdenden 
Planstücken  angelegt  und  so  wirken  alle  Umstände  mit,  den  Besitz  und 
den  Lebensgenuß  zu  vermehren  und  das  Dasein  glücklich  und  zu- 
frieden zu  gestalten.  (Nach  Bücher,  Buchenberger  und  Berichten 
von  Einheimischen1). 

Nicht  unwichtig  und  beachtenswert  ist  die  Unmöglichkeit,  die 
Allmende  zu  beleihen  und  zu  verschulden.  Sie  ist  dadurch  ein  Halt 
bei  der  in  neuerer  Zeit  immer  bedenklicher  um  sich  greifenden  Ver- 
schuldung ländlicher  Grundstücke.  Eine  gerichtliche  Exekution  ist 
bei  ihr  nicht  ausführbar.  Hierdurch  gewährt  sie  dem  sie  Benutzenden 
einen  starken  Rückhalt,  da  der  Verlust  dieses  Gutes  nicht  zu  be- 
fürchten ist.  So  ist  sie  die  Grundlage  einer  wahren  Heimstätte,  ein 
Hort,  Schutz-  und  Zufluchtsort.  Heimatssinn,  treues  Festhalten  an  der 
Scholle,  wird  durch  sie  gepflegt1). 

Gibt  man  sie  in  weiser  Vorsicht  in  Erbbaupacht  aus,  so  kann 
sie  auch  zur  dauernden  Heimstätte  werden.  Kommt  hierzu  ferner 
ein  wachsendes  Entgegenkommen  der  Landesversicherungsanstalten, 
Geld  unter  günstigen  Bedingungen  zum  Hausbau  herzugeben,  so  ist 
damit  das  Sehnen  zahlreicher  Menschen  auf  Eigenbesitz  befriedigt, 
der  feste  Zusammenhang  mit  der  Heimat  gefördert  und  ein  großer 
Schritt  zur  Lösung  der  wichtigen  Arbeiterfrage  getan. 

i)  Der  badische  Fabrikinspektor  Dr.  Fuchs  bemerkt  in  seinem  Buch:  Die  Verhält- 
nisse der  Industriearbeiter  in  17  Landgemeinden  bei  Karlsruhe  (Karlsruhe  1904),  S.  99 — 102: 

„Von  namhafter  Bedeutung  für  die  Gemeinde  ist  die  Allmende,  welche  rund  ein 
Viertel  der  gesamten  landwirtschaftlichen  FMäche  darstellt. 

Eine  Reihe  von  Arbeitern  haben  auf  das  bestimmteste  versichert,  daß  der  Allmend- 
nutzen sie  veranlaßt  habe,  in  ihrer  Heimat  wohnen  zu  bleiben  oder  wieder  dahin  zurück- 
zukehren. Die  Allmende  darf  eben  nicht  nur  nach  ihrem  Pachtwert  beurteilt  werden;  sie 
gibt  der  Familie  auch  eine  Arbeitsgelegenheit  für  nicht  voll  erwerbsfähige  Glieder  und  für 
die  Frauen.  Dadurch  gewinnt  der  Bürgernutzen  vor  allem  für  den  Arbeiter  an  Bedeutung, 
deren  sich  die  Beteiligten  auch  voll  bewußt  sind.  Er  ergänzt  den  Eigenbesitz,  ermöglicht 
eine  kleine  Viehhaltung;  diese  wieder  veranlaßt  zur  Zupacht;  auf  die  Weise  hat  die  Allmende 
schon  häufig  zum  erweiterten  landwirtschaftlichen  Nebenbetrieb  der  Arbeiter  geführt,  während 
anderenfalls  vielleicht  das  kleine  Erbgut  verkauft  worden  und  die  Familie  mit  dem  Erlös  in 
die  Stadt  gezogen  wäre.  Natürlich  vermag  der  Allmendbürgernutzen,  selbst  wenn  er,  wie  in 
den  Gemeinden  Liedolsheim  und  Rußheim,  bedeutend  ist,  bei  ungenügender  Verbindung  mit 
dem  Industriemittelpunkt  für  sich  nicht  allein  die  Bevölkerungsbewegung  vom  Lande  nach 
der  Stadt  zu  hemmen.  Beide  Gemeinden  haben  in  den  beiden  Jahrzehnten  1880 — 1900 
nicht  unbedeutenden  Bevölkerungsabgang  gehabt.  Im  allgemeinen  darf  aber  der  Wert  des 
Allmendbürgernutzens  für  die  Verminderung  des  Zuges  nach  der  Stadt  nicht  gering  ange- 
schlagen werden.4' 


In  gewissen  Teilen  der  Schweiz  und  des  Schwarzwaldes  ist  es 
gelungen,  die  Dezentralisation  der  Industrie  mit  ihren  günstigen  so- 
sozialen  Folgen  herbeizuführen.  Allerdings  mußten  die  Unternehmer 
ihre  Werke  auf  das  Land  hinaus  legen,  doch  entstanden  ihnen  hier- 
aus weniger  Nachteile  wie  Vorteile.  Die  Arbeiter  konnten  sich  noch 
durch  Bebauung  der  Allmendgrundstücke  in  abwechselungsreicher 
Betätigung  die  nötigsten  Lebensmittel  verschaffen.  Eine  Vereinigung 
von  gewerblicher  und  landwirtschaftlicher  Arbeit  schuf  günstige  sitt- 
liche, wirtschaftliche  und  gesundheitliche  Verhältnisse.  So  verstärkten 
sich  die  Vorteile  beider  Systeme,  während  die  Nachteile  meist  auf- 
gehoben wurden.  Auch  werden  diese  Arbeiter  durch  ihre  zwiefache 
Beschäftigung  weniger  abhängig  von  der  Lage  des  Marktes  und  sind 
Geschäftskrisen  geringer  unterworfen. 

Die  relative  Unabhängigkeit  der  Arbeiter  und  die  Möglichkeit, 
billiger  arbeiten  zu  können,  als  besitzlose  Fremde,  deren  Konkurrenz 
unmöglich  ist,  begründet  durchweg  ein  gutes  Verhältnis  zwischen 
Fabrikant  und  Arbeiter.  Wie  der  Industrielle,  so  kann  auch  der 
Landwirt  als  Arbeitgeber  die  beste  und  zugleich  treueste  Stütze  an 
den  Allmendbesitzern  finden.  Verhältnismäßig  geringe  Zeit  nimmt 
die  Arbeit  auf  eigenem  Boden  in  Anspruch.  Da  bleibt  für  die 
großen  Arbeitgeber  noch  manche  Stunde  des  Jahres  übrig,  welche 
willig  und  gern  gegen  mäßiges  Entgeld  in  dessen  Dienste  gestellt  wird. 

Größere,  Arbeiter  bedürftige  Gutsbesitzer  sind  so  in  der  Lage, 
immer  einen  Stamm  tüchtiger  Leute  zur  Verfügung  zu  haben,  die 
ihr  Interesse  an  die  Heimat  bindet.  Die  Auflösung  und  Teilung  der 
Allmende  in  vielen  Gegenden  Deutschlands  vernichtete  nicht  allein 
viele  Nutzungen  der  kleinen  Leute,  sondern  raubte  ihnen  auch  einen 
beträchtlichen  Teil  der  Arbeitsmöglichkeit  in  Feld  und  Wald.  Sie 
wurden  gezwungen,  Beschäftigung  zu  suchen,  wenn  die  Güter  für  sie 
z.  B.  im  Winter  keine  Verwendung  hatten.  War  nicht  genügend 
Arbeit  in  der  Nähe  zu  haben,  so  hinderte  sie  jetzt  nichts  daran,  ab- 
zuwandern. Die  Allmende  bot  in  schätzenswerter  Weise  ein  Mittel, 
sich  die  zum  landwirtschaftlichen  Betriebe  erforderlichen  Menschen 
zu  sichern  und  zu  erhalten. 

Die  kleineren  Dorf hand werker,  als  Schuster,  Schneider,  Schmiede 
usw.  finden  durch  die  Allmendgrundstücke  Gelegenheit,  nicht  allein 
ihre  freie  Zeit  zugleich  hygienisch  zu  verwenden,  sondern  auch  für 
die  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  zu  sorgen,  die  sie  ohne  diese 
Ackerarbeit  durch  Kauf  nicht  leicht  und  gut  erlangen  könnten.  Es 
wird  von  Kritikern,  die  nur  ihr  höchstes  Ziel  in  der  Produktion  sehen, 
eingeworfen,  daß  diese  Art  des  Ackerbaues  durch  mehr  oder  weniger 
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ungelernte  Menschen  im  Produktionsinteresse  und  in  dem  der  Land- 
wirtschaft schädlich  sei.  Sollte  wirklich  der  Effekt  nicht  ganz  so 
groß  sein,  wie  es  wohl  bei  der  Beachtung  aller  zur  Bearbeitung 
nötigen  Grundsätze  möglich  wäre,  so  bedeutet  dies  nicht  einen  so 
großen  Schaden,  da  der  Vorteil,  der  uns  auf  diese  Weise  die  Er- 
haltung solcher  gesunden  Existenzen  sichert,  höher  anzuschlagen  ist. 

Für  die  Armenpflege  ist  die  Allmende  sehr  hoch  zu  bewerten. 
Durch  sie  wird  auf  anständige,  vornehme  Weise  erreicht,  was  keine 
andere  Unterstützang  bewirken  kann.  Die  Wohltat  der  Gemeinde 
wird  erst  dem  Fleißigen  und  Tätigen  durch  seine  Mühe  zuteil  und 
kommt  doppelt  zu  seinem  Bewußtsein.  Auch  der  Arme  kann  Be- 
fähigung in  der  Bearbeitung  seines -Grundstückes  zeigen  und  bleibt 
damit  ein  nützlicher,  nicht  an  der  Gesundheit  der  Gemeinde  schma- 
rotzender Bürger. 

Nicht  mehr  auf  der  Höhe  ihrer  Leistungsfähigkeit  stehende 
Gemeindeangehörige  haben  Gelegenheit,  noch  ihr  Brot  durch  Be- 
arbeitung der  in  der  Verwaltung  der  Gemeinde  stehenden  Allmenden 
zu  verdienen. 

Die  „Straßburger  Post"  sagt  in  einem  Artikel  des  Jahres  1903: 
Hauptsächlich  der  Erhaltung  des  Gemeindegrundbesitzes  verdankt 
Elsaß-Lothringen  seine  verhältnismäßig  noch  gesunden  agrarischen 
Zustände,  die  fast  gänzliche  Abwesenheit  eines  Landarbeiterproletariats 
und  seine  auch  für  die  freiwillige  Krankenpflege  wichtige,  geringe 
Armenlast. 

Neben  der  Unterstützung  der  Armen  und  Schwachen  geben  die 
Allmenden  aber  dem  einzelnen  die  Aussicht  auf  einen  ruhigen  und 
von  Lebenssorgen  unbeeinflußten  Lebensabend,  da  nach  den  meisten 
Bestimmungen  eine  Zunahme  der  Nutzungen  mit  vorschreitendem 
Alter  erfolgt.  Sie  sind  ihm  eine  Stütze  in  der  Zeit  ungenügender 
Arbeitsfähigkeit  oder  längerer  Krankheit,  sie  mildern  die  Sorgen 
des  Alters  ohne  eine  demoralisierende  Armenunterstützung  zu  sein. 

Für  jung  und  alt  schafft  die  Allmende  große  Vorteile  und  An- 
nehmlichkeiten. Junge  aufstrebende  Familien  haben  Arbeitsgelegen- 
heit und  helfen  das  für  die  alten  Leute  oft  zu  große  Land  bebauen; 
diese  Maßnahme  befriedigt  bei  den  Alten  das  Bedürfnis  nach  Ruhe 
und  erleichtert  die  friedliche  Auseinandersetzung.  Ursächlich  ist  zwar 
diese  Kindesliebe  auch  auf  realen  Grundsätzen  aufgebaut,  dennoch 


1)  Prof.  Dr.  H.  von  Mel tzel- Hermannstadt  bemerkt  in  seinem  Buche:  Statistik 
der  sächsischen  Landwirtschaft  in  Siebenbürgen  (mitgeteilt  von  A.  Damaschke,  „Aufgaben 
der  Gemeindepolitik",  Jena  1904  p.  190,),   daß  die  siebenbürgischen  Bauern,  die  in  227 
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läßt  sich  schlechterdings  nicht  eine  Einrichtung  rundweg  verdammen, 
die  so  günstige  Folgen  hat. 

3.  Bedeutung  der  Allmende  für  die  Allgemeinheit. 

Unter  die  bedenklichsten  Erscheinungen  unserer  neueren  Wirt- 
schaftspolitik kann  man  das  Hineinströmen  der  Landarbeiter  in  die 
Städte,  die  Industrien  und  das  Ausland  rechnen.  Hunderttausende 
tüchtiger  Arbeiter  sind  in  den  letzten  Jahren  auf  diese  Weise  unserem 
Lande  verloren  gegangen  und  haben  durch  ihre  Auswanderung  mit 
dazu  beigetragen,  die  schwere  Krise  und  die  unerquicklichen  Zustände 
herbeizuführen,  an  denen  heute  unsere  gesamte  Landwirtschaft  trei- 
bende Bevölkerung  krankt. 

Überangebot  von  Arbeitskräften  in  den  Städten,  Wohnungsnot, 
schlechtere  Lebenshaltung,  Gesundheit  und  Kraft  vermindernde  Zu- 
stände sind  die  weiteren  schlimmen  Folgen  übermäßigen  Zuzuges  der 
Landarbeiter  in  die  Städte. 

Diesen  verderblichen  Zug  vom  Lande  aufzuhalten,  besitzen  wir 
in  der  Allmende  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Mittel. 

Das  Recht,  einige  Stück  Vieh  auf  die  gemeinschaftliche  Weide 
zu  treiben,  mehrere  Festmeter  Holz  zu  erhalten  und  einige  Morgen 
Acker  benutzen  zu  dürfen,  bewegt  die  Allmendberechtigten,  in  ihrer 
Heimat  auszuharren  und  läßt  sie  eine  bescheidene,  aber  sichere  Exi- 
stenz den  unsicheren  Erwerbsverhältnissen  in  der  Ferne  vorziehen. 

Eigentum  am  Grund  und  Boden  wird  eine  schädliche  Anwendung 
der  Bewegungsfreiheit  selten  aufkommen  lassen.  Die  zur  inneren  Be- 
freiung führende  fröhliche  Arbeit  auf  eigener  Scholle  kennt  keine 
Sehnsucht  nach  den  zweifelhaften  Genüssen  der  Großstädte. 

Daher  finden  wir  auch  die  Abwanderung  der  Arbeiter  besonders 
stark  in  den  Provinzen  Ost-  und  Westpreußen,  Pommern,  Schlesien 
und  Posen,  wo  der  Großgrundbesitz  herrscht,  keine  Allmenden  und 
weniger  leistungsfähige  Bauern  vorhanden  sind.  Süddeutsche,  vor- 
wiegend kleinbäuerliche  Bezirke  mit  reich  versehenem  Allmendland 
weisen  dagegen  nur  eine  geringe  Abwanderungsziffer  auf. 

Dieses  Abwandern  der  Landleute  ist  aber,  wenn  es  so  über- 
mäßig wie  in  den  letzten  Jahren  geschieht,  von  großen  Schädigungen 

Gemeinden  verteilt  sind,  40,5  Proz.  Land  als  Eigentum  der  politischen  Kirchen-  und  Schul- 
gemeinden bewirtschaften.  Er  sagt  darüber:  „Der  große  öffentliche  Besitz  verhindert  nament- 
lich die  Entstehung  eines  Landproletariats,  er  bildet  gleichsam  den  Reservefond  der  sächsischen 
Bauernwirtschaft  und  ist  ein  Stützpunkt,  welcher  diesen  Bauern  über  so  manche  Krise  hinüber- 
geholfen hat." 
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und  Gefahren  für  die  Volkswohlfahrt  begleitet.  Eine  gesunde  und 
kräftige  Landbevölkerung  ist  zur  Erhaltung  unserer  nationalen  Wehr- 
kraft und  Eigenart,  sowie  als  Nachschuß  für  unsere  sich  schnell  ver- 
brauchende Stadt-  und  Industriebevölkerung  vonnöten.  Blutauf- 
frischung und  Kraft  kann  nur  dauernd  vom  Lande  kommen.  Die 
Allmende  sorgt  für  Hervorbringung  tüchtiger  Generationen,  der  Über- 
fluß an  Menschen  wird  an  die  ihn  brauchenden  Städte  abgeführt. 
Für  eine  vernünftige  und  nicht  sprunghaft  gefährliche  Entwicklung 
dieser  notwendigen  Erscheinung  und  für  die  Erhaltung  der  notwen- 
digen ländlichen  Arbeitskraft  ist  daher  diese  Einrichtung  eine  kräftige 
Handhabe. 

In  den  Staaten  mit  landwirtschaftlichem  Großbetriebe  und  Industrie 
bildet  sich  schnell  Gegensatz  von  arm  und  reich  aus.  Diesem  Gegen- 
satz seine  Schärfe  zu  nehmen,  vor  seinen  Folgen  zu  bewahren,  be- 
deutet der  Allmendbesitz  ein  sicheres  Mittel.  Jeder  ist  Grundbesitzer, 
und  daher  fehlen  die  unruhigen  Elemente,  welche  das  Privateigentum 
beseitigen  wollen. 

Bietet  die  Allmende  ein  beachtenswertes  Hilfsmittel  zur  Lösung 
der  Arbeiterfrage,  Schaffung  von  Heimstätten,  Regelung  der  Armen- 
unterstützung und  Altersversorgung,  so  wirkt  sie  über  das  private 
Wohlergehen  hinaus  auch  bedeutungsvoll  für  die  Allgemeinheit. 

Zum  Schluß  sei  noch  der  günstige  Einfluß  erwähnt,  den  der 
gemeinschaftliche  Besitz  von  Grundstücken  in  der  Form  von  Wäldern 
oder  Hainen  und  schön  gelegenen  Stätten  auf  die  Freude  an  der 
Heimat  ausübt.  Stolzes  Frohgefühl  beseelt  die  Gemüter,  die  in  Feier- 
stunden sich  auf  eigenem  Grund  und  Boden  der  Natur  und  ihres 
Lebens  erfreuen  können. 

Riehl1)  sagt:  „Der  Wald  allein  läßt  uns  Kulturmenschen  noch 
den  Traum  einer  von  Polizeiaufsicht  unberührten  persönlichen  Freiheit 
genießen."  „Wir  müssen  den  Wald  erhalten,  nicht  bloß  damit  uns 
der  Ofen  im  Winter  nicht  kalt  werde,  sondern  auch  damit  die  Pulse 
des  Volkslebens  warm  und  fröhlich  weiter  schlagen,  damit  Deutsch- 
land deutsch  bleibe/' 

Wir  sehen  rückschauend,  wie  mannigfach  die  Allmenden  zu 
wirken  vermögen  und  was  sie  der  Gesamtheit  und  dem  einzelnen 
sind.  Neben  der  Pflege  des  Gemeinsinns,  der  sozialen  Liebe,  ver- 
hindern sie  erhebliche  Armenlasten,  lassen  Meliorationen  leichter  zur 
Ausführung  kommen,  erhöhen  den  Kredit,  liefern  Bauland  für  gemein- 
schaftliche Zwecke;  durch  sie  wird  die  Möglichkeit  des  Bestehens  bei 


i)  H.  W.  Riehl,  Land  und  Leute,  Bd.  I,  p.  48—50,  Stuttgart  1855. 
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gleicher  Erbteilung  und  soziales  Aufsteigen  gewährleistet;  sie  fördern 
die  Heimatliebe,  beschränken  den  Zug  vom  Lande,  verschaffen  eine 
unverschuldbare  Heimstätte  und  ermöglichen  dem  industriellen  Ar- 
beiter, ein  zufriedenes  und  gesundes  Dasein  zu  fristen.  Schroffe 
Gegensätze  von  arm  und  reich  und  ein  Arbeiterproletariat  werden 
vermieden.  Der  Allmendbesitz  gibt  auch  alten  Leuten  Gelegenheit 
zur  Betätigung  und  bietet  so  eine  nicht  verletzende  Armen-  und 
Altersunterstützung  und  gestaltet  die  Bande  der  Familie  inniger.  Die 
Allmenden  geben  Gelegenheit  zum  Fortschritt  im  einzelnen  und  ver- 
heißen, zweckentsprechend  genutzt,  eine  gute  lohnende  Verwendung. 
Wahrlich  Eigenschaften,  die  ihre  teilweise  Beibehaltung  gerechtfertigt 
und  nützlich  erscheinen  lassen.  Es  muß  unser  Bestreben  sein,  Mittel 
und  Wege  zu  finden,  die  den  Allmenden  anhaftenden  Fehler  und 
Schäden  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen. 


Die  Behandlung  der  Allmende  (Gemeinheit)  in  der  preußischen 

Gesetzgebung. 

Zur  Würdigung  und  zum  Verständnis  der  im  Anfang  des  19. 
Jahrhunderts  besonders  stark  einsetzenden  Bewegung,  die  die  Auf- 
teilung der  im  Gemeinde-  oder  Korporationsbesitz  befindlichen,  aber 
durch  Private  genutzten  Gemeinländereien,  der  Allmenden,  zum  Zwecke 
hatte,  ist  ein  kurzes  Eingehen  auf  die  Verhältnisse  nötig,  die  die  An- 
schauungen der  Zeit  und  die  gesetzgeberischen  Maßnahmen  hervorriefen. 

In  dem  ersten  ländlichen  Gemeindeverband,  der  Dorfmark- 
genossenschaft, waren  nur  die  Grundbesitzer  berechtigt.  Es  war 
dieses  natürlich,  da  die  den  Grund  und  Boden  betreffenden  Verhält- 
nisse als  die  einzigsten  und  wichtigsten  erschienen.  Erbteilungen, 
Veräußerungen  riefen  schon  früh  eine  Ungleichheit  in  den  ehemals 
gleichen  Besitzständen  hervor.  Wohl  behielten  die  Vollhöfe  die 
größten  Berechtigungen  in  der  Mark,  doch  entstanden  allmählich 
kleinere  Güter,  denen  sich  Beisassen,  Tagelöhner  pp.  mit  geringem 
oder  keinem  Grundbesitze  zugesellten,  die  auch  allmählich  zu  Nutz- 
nießern der  gemeinschaftlichen  Markflächen  wurden;  dazu  kamen 
dann  noch  Handwerker,  Dienstleute,  Kirchen-  und  Schulbeamte  ohne 
Grundbesitz,  nur  zur  Miete  in  der  Mark  wohnend. 

Neben  der  alten  besitzenden  Real-Dorfgemeinde  entstand  so  all- 
mählich eine  politische  Gemeinde,  die  sich  zum  selbständigen  Ver- 
band entwickelte.   Die  neue  Gemeinde  suchte  sich  nun  nach  Möglich- 
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keit  Rechte  und  Nutzungen  an  den  Besitzungen  der  Realgemeinde  zu 
erobern,  während  diese  wiederum  danach  trachtete,  ihre  Güter  zu  schützen. 

Die  Gesetzgebung  leitete  in  diesem  Kampfe  das  Bestreben,  die 
politische  Gemeinde  zu  unterstützen,  in  der  richtigen  Erkenntnis,  daß 
eine  Vereinigung  zur  politischen  Organisation  mit  zukünftigen  all- 
gemeinen Aufgaben  ein  wertvolles  Grundeigentum  eher  benötigen 
würde,  als  eine  reine  Wirtschaftsgenossenschaft. 

Der  Ausgang  des  Streites  war  ein  zwiefacher,  wenn  man  von 
den  Fällen  absieht,  wo  die  Markgenossenschaft  sich  zur  allein  berech- 
tigten politischen  Gemeinde  durchgebildet  hat;  nämlich  entweder  zog 
die  sich  fortentwickelnde  politische  Gemeinde  alles  Gemeingut  als 
reines  Gemeindevermögen  oder  doch  als  Gut  zur  Nutzung  bestimmter 
Bürgerklassen,  „Gemeindeglieder,  Bürgervermögen'',  an  sich,  oder  die 
Markgenossenschaft  erhielt  sich  neben  der  ersteren  Gemeinde  als 
privatrechtliche  Körperschaft,  die  sog.  Realgemeinde,  und  bewahrte 
sich  damit  oft  den  größten  Teil  ihres  gemeinschaftlichen  Vermögens. 

Entwicklung  und  Sieg  der  einen  oder  anderen  Partei  ist  je 
nach  Land,  Verfassung  und  Umständen  verschieden  gewesen.  Noch 
heute  sind  dieserhalb  Streitpunkte  vorhanden1).  Ein  einzelner  durfte 
die  so  eng  geordnete  Wirtschaftsgenossenschaft  des  gemeinschaft- 
lichen Hut-  und  Forstbetriebes  nicht  durchbrechen,  das  ganze  System 
wäre  zerstört  gewesen.  Es  handelte  sich  ja  nicht  um  ein  subjektiv 
persönliches,  sondern  um  ein  subjektiv  dingliches  Recht,  was  dem 
einzelnen  Hofbesitzer  nur  auf  Grund  seiner  Bedürfnisse  für  seinen 
Grund,  Boden  und  Viehhaltung  zustand. 

Sollten  Änderungen  über  die  Art  und  Größe  der  Nutzungen, 
also  der  alten  Rechtslage,  getroffen  werden,  so  war  ein  allgemeiner 
Beschluß  und  Zustimmung  aller  Beteiligten  nötig. 

Für  die  Unteilbarkeit  und  Unveräußerlichkeit  der  Gemeingüter 
spricht  aufs  deutlichste  die  Tatsache,  daß  sich  so  viele  nutzbare  All- 
menden in  allen  Ortschaften  bis  auf  unsere  heutige  Zeit  erhalten 
haben.  Auch  die  Mehrzahl  der  Lehrer  des  deutschen  Privatrechts 
behaupten  die  Unteilbarkeit  der  ländlichen  Gemein  Verhältnisse,  nur 
allgemeine  Zustimmung  zur  Teilung  kann  die  Genossenschaft  aufheben. 
Gierke  stellte  dieses  für  die  ältere  Literatur  fest2).  Dieselben 
Meinungen  vertreten  Mittermaier  und  in  neuerer  Zeit  Behren d, 
Gengier,  Cosack  u.  a.3). 

1)  Vergl.  v.  Maurer,  Dorfverfassung  II,  §  231,  238  f.;  Gierke,  Genossenschafts- 
recht I,  p.  658,  675  f.;  Zeitschrift  für  L.K.G.,  Bd.  XVII,  p.  80,  84. 

2)  Gierke,  Genossenschaftstheorie,  p.  231  Anm.  3. 

3)  Rehrend  in  Holtzendorfs  Enzyklopädie  I,  p.  581,  die  anderen  in  ihren  Lehr- 
büchern des  deutschen  Privatrechts  §  51  bezw.  §  47  Anm.  10. 
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Die  Gesetzgebungen  der  deutschen  Staaten  setzen  die  grundsätzliche 
Unteilbarkeit  unzweifelhaft  voraus.  Nur  im  „Landeskulturinterresse" 
lassen  daher  besondere  Gesetze  eine  Teilung  der  „schädlichen  Ge- 
meinheiten" verständlich  erscheinen. 

Was  waren  aber  die  Gründe,  die  im  Interesse  der  einzelnen 
und  der  Allgemeinheit  die  Aufteilung  der  gemeinschaftlichen  Grund- 
stücke zu  Sondereigentum  verlangten?    Sie  seien  kurz  genannt: 

1.  Der  Untergang  und  Verfall  der  alten  Markgenossenschaften  in 
ihrem  langen  Kampfe  gegen  die  siegreiche  Grundherrschaft. 

2.  Fortfall  der  Aufsicht  über  die  sachgemäße  Bewirtschaftung 
und  Nutzung  der  Wälder  und  Weiden  durch  die  Auflösung 
der  rechtlichen  gewohnheitsmäßigen  Gliederung  der  Mark- 
gen ossenschaf  t. 

3.  Eine  Übernutzung  und  Ausbeutung  der  gemeinschaftlichen 
Wälder,  Weiden  und  sonstigen  Grundstücke  und  die  dadurch 
verursachte  Beeinträchtigung  anderer  Berechtigten. 

4.  Die  Ausdehnung  der  Gemeinden  und  die  so  hervorgerufene 
Beunruhigung  der  alteingesessenen  Markgenossen  resp.  ihrer 
Nachkommen. 

5.  Aussterben  und  Verschwinden  eines  sich  nicht  mehr  in  ge- 
meinsamer Unterstützung  und  Förderung  betätigenden  Ge- 
meinsinns. 

6.  Die  Ausbreitung  des  die  genossenschaftliche  Natur  verleug- 
nenden und  die  Teilung  erleichternden  römischen  Rechts. 

7.  Zur  Herrschaft  gelangende  Theorie  von  der  Schädlichkeit 
des  Gemeineigentums  und  Vorteil  des  Sondereigentums. 

8.  Neue  Ideen  und  Reformen  tauchten  in  der  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts auf.  Daneben  begann  sich  ein  gewaltiger  Auf- 
schwung in  der  Landwirtschaft  vorzubereiten,  der  einen  höheren 
Ertrag  von  Acker  und  Vieh  verhieß.  Von  der  Weidewirtschaft 
ging  man  zur  Sommerstallfütterung  unter  Anbau  von  Futter 
auf  dem  Acker  über,  wodurch  Weideflächen  größtenteils  ent- 
behrlich wurden. 

9.  Die  Anschauung,  daß  eine  wachsende  Bevölkerung  Macht, 
Reichtum  und  Wohlfahrt  des  Landes  bedeute,  beherrschte 
aufgeklärte  Fürsten  wie  Volkswirte. 

Was  wTar  natürlicher,  als  daß  man  danach  strebte,  die  vorhandenen 
großen,  gemeinschaftlich  nur  mangelhaft  benutzten,  dabei  ausgesogenen 
Flächen,  die  weder  dem  individualistischen  Triebe  der  Zeit,  die  nur 
das  Heil  in  der  größten  Freiheit  der  Persönlichkeit  sah,  noch  dem 
Landeskulturinterresse  entsprachen,  zur  Aufteilung  brachte. 
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Für  die  Gemeinheitsteilung  kamen,  wie  Buchenberger  richtig 
hervorhebt,  „nicht  bloß  die  aus  alten  Zeiten  überkommenen  Gemein- 
weiden in  Frage,  sondern  auch  jene  Geländekomplexe,  die  jahr- 
hundertelang unter  dem  Pfluge  gestanden,  aber  mit  der  Menschen- 
verödung, welche  das  große  Kriegstheater  des  17.  Jahrhunderts  zurück- 
gelassen hatte,  wieder  in  Wüstenei  verfallen  waren."  Auch  „diese 
lange  Zeit  fast  herrenlos  gewesenen  und  dann  vielfach  den  Gemeinde- 
marken einverleibten  Ödungen"  galt  es  durch  Zuteilung  an  einzelne 
Wirte  für  eine  eigentliche  Bodenkultur  zurück  zu  gewinnen1) 

Im  Verfolg  der  Gemeinheitsteilungen  beobachtetes  Aufblühen 
der  Landwirtschaft  in  England  ließ  die  Verwahrlosung  der  gemein- 
schaftlichen Flächen  in  Deutschland  besonders  erkennen.  Ferner  ist 
zu  bedenken,  daß  die  ökonomischen  Interessen  beinahe  ausschließlich 
maßgebend  waren,  da  die  Gemeinden  nur  wirtschaftliche  Verbände, 
keine  politischen  Verwaltungseinheiten  mit  sozialen  Plichten  darstellten. 
Außerdem  glaubte  der  Staat  in  seiner  Form  als  Polizeistaat  das  Recht 
und  die  Pflicht  zu  haben,  das  von  seinen  Organen  als  richtig  Er- 
kannte auch  ev.  gegen  den  Willen  seiner  Untertanen  durchzusetzen. 
Aus  diesem  Milieu  heraus  wird  man  die  zu  radikal  erlassenen  Be- 
stimmungen über  Gemeinheits-  oder  Allmendteilungen  verstehen 
können.  Andererseits  lehrt  uns  das  Verständnis  der  Sachlage  die 
Mittel  zu  finden,  die  aus  Übereifer  stammenden  Verfehlungen  soweit 
als  möglich  wieder  gut  zu  machen.  Zweifellos  haben  die  Teilungen 
in  vielen  Fällen  äußerst  segensreich  gewirkt.  Eine  Reaktion  konnte 
jedoch  nicht  ausbleiben,  da  man  die  geschichtliche  Entwicklung  und 
die  Zukunft  nicht  genügend  berücksichtigt  hatte  und  in  technischer 
und  verwaltungsrechtlicher  Hinsicht  noch  nicht  auf  der  Höhe  stand. 

Justi  war  schon  17602)  lebhaft  für  Aufhebung  der  Gemeinheiten 
eingetreten;  zahlreiche  Schriftsteller,  z.  B.  Frank3),  vertraten  nach 
ihm  ausnahmslos  die  Ansicht,  daß  solche  Gemeindegüter  sowohl  der 
Gemeinde  als  dem  Staate  zum  Schaden  gewesen.  Friedrich  der 
Große  interessierte  sich  lebhaft  für  die  Angelegenheit  und  erließ  um 
die  Mitte  des  Jahrhunderts  zahlreiche  Instruktionen  in  diesem  Sinne. 
Die  erste  vollständige  Verordnung  über  Gemeinheitsteilungen  ist  das 
Reglement  vom  14.  April  177 1  für  Schlesien;  hier  werden  die  mit 
bestem  Effekt  erzielten  Ergebnisse  der  Teilungen  in  England  für 
Ackerbau  und  Viehzucht  gerühmt  und  festgesetzt,  daß  alle  Gemein - 

1)  Buchenberger,  Agrarwesen  I,  p.  280. 

2)  Justi,  Grundfesten  der  Polizeiwissenschaft,  1760,  Bd.  I,  Buch  V,  §  191  ff. 

3)  Frank,  System  der  landwirtschaftlichen  Polizei  mit  besonderer  Hinsicht  auf 
Deutschland,  1 79 1 ,  Bd.  II,  p.  199  ff. 
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heiten  und  Beschränkungen  der  Grundstücke  gänzlich  aufgehoben 
werden  sollten,  auch  gegen  den  Eigensinn  und  die  Unwissenheit 
einiger  Leute.  Das  Landeskulturedikt  vom  14.  September  181 1  ver- 
trat diesen  scharfen  Standpunkt  nicht,  sondern  bestimmte  nur  die  Ab- 
stellung von  Mißbräuchen  und  die  zweckmäßige  Ordnung  der  gemein- 
schaftlichen Nutzungen.  Zwang  sollte  bei  der  Schwierigkeit  der  Aus- 
einandersetzung vermieden  werden. 

Bahnbrechend  und  grundlegend  für  umfassende  Regelung  der 
gemeinschaftlichen  Grundstücke  wurde  erst  die  im  Jahre  1821  erlassene 
preußische  Gemeinheitsteilungsordnung.  Eigentlicher  Urheber  dieses 
einschneidenden  Gesetzes  war  der  überzeugte  Vertreter  der  individua- 
listischen, liberalen  Richtung,  der  Land-  und  Volkswirt  Thaer. 
Nach  ihm  und  seinen  Anhängern  lag  in  Deutschland  „ein  wahrer 
Notstand"  vor;  nach  ihrer  Meinung  konnte  eine  etwa  verweigerte 
Einwilligung  von  Gemeindemitgliedern  zur  Teilung  ihrer  gemein- 
schaftlichen Flächen  „aus  landesherrlicher  Macht  ergänzt  werden". 

Das  Produkt  langer  Arbeit  und  eifriger  Mühen  war  die  be- 
rühmte preußische  Gemeinheitsteilungsordnung  (G.  T.  O.)  vom  7.  Juni 
1821  für  den  Geltungsbereich  des  preußischen  Landrechts.  Ihr  hatten 
das  Reglement  für  Schlesien  von  1 77 1  und  die  Gemeinheitsteilungs- 
ordnung für  das  Fürstentum  Lüneburg  (zu  Hannover  gehörend)  vom 
25.  Juni  1802  zum  Vorbild  gedient. 

Die  wesentlichsten  Bestimmungen  seien  wörtlich  oder  im  Auszug 
wiedergegeben 1). 

Nach  dieser  Ordnung  soll  „die  von  mehreren  Einwohnern  einer 
Stadt  oder  eines  Dorfes,  von  Gemeinden  und  Grundbesitzern  bisher 
gemeinschaftlich  ausgeübte  Benutzung  ländlicher  Grundstücke  zum 
Besten  der  allgemeinen  Landkultur,  soviel  als  möglich  ist,  auf- 
gehoben oder,  solange  sie  besteht,  möglichst  unschädlich 
gemacht  werden"  (§  1). 

Die  Aufhebung  der  Gemeinheit  ist  zugelassen  für  „Weideberech- 
tigungen auf  Ackern,  Wiesen,  Angern,  Forsten  und  sonstigen  Weide- 
plätzen, bei  Forstberechtigungen  zur  Mast,  zum  Mitgenusse  des  Holzes 
und  zum  Streuholen  und  bei  Berechtigungen  zum  Plaggen-,  Heide- 
und  Bültenhieb,  es  mögen  diese  Gerechtsame  auf  einem  gemeinschaft- 
lichen oder  Gesamteigentume  beruhen"  (§  2). 

Ein  einziger  Miteigentümer  konnte  schon  den  Antrag 
auf  Teilung  stellen  und  so  die  Grundlage  zu  sehr  einschneidenden 


1)  Die  Zusammenlegung  der  vermengt  liegenden  Grundstücke  wurde  nach  diesem 
Gesetz  nicht  geregelt,  wenn  keine  gemeinschaftliche  Nutzung  vorhanden  war  (§  3). 
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Umgestaltungen  der  ganzen  Verhältnisse  in  einer  Gemeinde  herbei- 
führen (§  16). 

„Es  ist  ohne  Beweisführung  anzunehmen,  daß  jede  Ge- 
meinheitsauseinandersetzung zum  Besten  der  Landeskultur 
gereiche  und  ausführbar  sei"  (§  23). 

„Es  bedarf  auch  in  dem  Falle,  wenn  ein  Mitglied  einer  Stadt- 
oder Dorfgemeinde  auf  Auseinandersetzung  mit  den  übrigen  anträgt, 
des  Beweises  nicht,  daß  die  Teilung  zum  Vorteil  sämtlicher 
Teilnehmer  geschehen  könne;  es  genügt  vielmehr,  daß  die 
übrigen,  wie  ohne  besonderen  Nachweis  anzunehmen  ist,  voll- 
ständig entschädigt  werden  können"  (§  24). 

„Die  Aufhebung  der  Gemeinheit  wird  dadurch  bewirkt,  daß  den 
sich  auseinandersetzenden  Teilnehmern  an  die  Stelle  ihrer  Berech- 
tigungen eine  angemessene  Entschädigung  zur  ausschließlichen  und 
freien  Verfügung  überwiesen  wird"  (§  56). 

Die  Abfindung  der  Beteiligten  sollte  nach  Teilnahmerechten, 
deren  Umfang  sich  nach  bestehenden  Verträgen  oder,  falls  diese 
mangelten,  nach  Orts-,  Provinzrecht  oder  allgemeinem  Landrecht  be- 
stimmten, stattfinden.  Bei  Weiden  legte  man  auch  den  durchschnitt- 
lichen Viehstand  der  letzten  10  Jahre  oder  den  Durch winterungsmaß- 
stab  zugrunde. 

Von  der  Teilung  nahm  man  bedingt  solche  Flächen  aus,  die 
bisher  der  Verhütung  gemeinschaftlicher  Gefahr  durch  Naturkräfte 
gedient  hatten  und  dienen  sollten,  und  ferner  gemeinschaftliche  Forsten. 
Die  Naturalteilung  letzterer  war  an  die  Bedingung  geknüpft,  daß 
„entweder  die  einzelnen  Anteile  zur  forstmäßigen  Benutzung  geeignet 
bleiben  oder  sie  vorteilhaft  als  Acker  und  Wiese  benutzt  werden 
können"  (§  109). 

Die  angeführten,  hauptsächlich  für  die  Aufteilung  der  Gemeinde- 
ländereien in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  lassen  erkennen, 
in  wie  scharfer  und  radikaler  Weise  man  die  einmal  für  richtig  er- 
kannten Ideen  ausdrückte.  Der  Erfolg  blieb  nicht  aus,  denn  eine  große 
Anzahl  gemeinschaftlicher  Flächen  wurde  bald  in  Privateigentum 
verwandelt.  Um  durchweg  befriedigende  Resultate  erreichen  zu 
können,  hätten  die  Bestimmungen  der  G.T.O.  weniger  starr  und 
die  sie  ausführenden  Beamten  besser  durchgebildet  und  eingearbeitet 
sein  müssen.  Für  Anschluß  und  Verwirklichung  zweckmäßiger  Melio- 
rationen fehlte  es  an  Erfahrung  und  örtliche  Verhältnisse  wurden 
nicht  genügend  berücksichtigt.  Bald  bemerkte  man,  da  nicht  alle 
vom  Gesetz  erhofften  Vorteile  eintraten,  Strömungen,  die  eine  Ein- 
schränkung des  Gesetzes  verlangten.     Diese  erfolgte  auch  zumeist 
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durch  das  Gesetz  vom  28.  Juli  1838,  welches  im  §  1  bestimmte, 
daß,  falls  eine  Gemeinheitsteilung  nicht  ohne  gleichzeitige  Zusammen- 
legung ausführbar  war,  wenigstens  1/i  der  Antragsteller,  nach  Teil- 
nahmerechten berechnet,  und  nicht  wie  früher  nur  ein  einzelner  für 
die  Aufteilung  der  Gemeindeländereien  sein  mußten. 

In  Kürze  ist  auf  das  Prinzip  der  Majorisierung  bei  Eröffnung 
des  Teilungs Verfahrens  (Provokationsverfahren)  einzugehen. 

Buchenberger  *)  und  Mohl  lassen  den  Grundsatz  der  Majo- 
risierung in  gesellschaftlichen  Verhältnissen  gerechtfertigt  erscheinen, 
wenn  der  zu  erreichende  Zweck  einen  wichtigen  Kulturfortschritt 
bedeutet  und  die  Unmöglichkeit  der  völligen  Durchführung  einer 
Maßnahme  ohne  Beitritt  aller  Besitzer  vorliegt.  Die  schärfste  Form 
der  Majorisierung,  nämlich  der  Zwang  zur  Teilung  bei  Antrag  eines 
einzelnen  und  später  bei  74  der  Beteiligten,  wurde  in  der  preußischen 
G.  T.  O.  vertreten.  Wahrlich  ein  sehr  radikales  und  energisches  Vor- 
gehen zum  Erreichen  der  Aufteilung.  Manche  besser  gemeinschaftlich 
zu  nutzende  Fläche  wurde  so  dem  Eigennutz  einiger  Unzufriedener 
geopfert. 

Es  paßt  ferner  in  das  System  der  Schaffung  von  Privateigentum 
aus  Allmendbesitz,  daß  der  gegen  die  Teilung  Opponierende  die 
Pflicht  hatte,  innerhalb  sehr  enger  Grenzen  die  Schädlichkeit  einer 
geplanten  Teilung  nachzuweisen.  Das  Schwierige  eines  solchen 
Unterfangens  ist  für  Eingeweihte  klar,  namentlich  wenn  die  Gegner 
alle  geträumten  Vorteile  im  rosigsten  Lichte  sehen. 

Eine  größere  Bedeutung  für  Gemeinheitsteilungen  hatte  die 
Deklaration  vom  26.  Juli  1847,  da  hier  zum  erstenmal  offiziell  indirekt 
anerkannt  wurde,  eine  wie  große  Bedeutung  Gemeindeländereien  für 
den  Haushalt  einer  Gemeinde  haben  können  2).  Das  Grundeigentum  der 
Gemeinde  als  solcher:  das  Gemeindegut,  das  Kämmereivermögen  ein- 
schließlich des  Gemeindegliedervermögens,  Eigentum  der  politischen 
Gemeinde,  wurde  durch  diesen  Erlaß  für  unteilbar  erklärt3). 


1)  Buchenberger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  p.  281;  ebenda  Ansicht  Mohls 
(Grundlagen  der  Polizeiwissenschaft),  p.  283. 

2)  v.  d.  Goltz,   Die  ländliche  Arbeiterklasse  und  der  preußische  Staat,  Jena  1893. 

3)  Man  scheidet  in  der  Gegenwart  scharf  voneinander: 

I.  Vermögen  (Eigentum)  der  politischen  Gemeinde,  welches  den  Zwecken  der 
Allgemeinheit  dient:  Gemeindevermögen  im  engeren  Sinne:  Gemeinde- 
häuser, Armenanstalten,  Schulen,  Wege,  Brücken,  Bäder,  angelegte  Kapitalien. 
II.  Vermögen  (Eigentum)  der  politischen  Gemeinde,  welches  dem  Nutzen  der 
Gemeindemitglieder  dient  und  ihnen  wegen  und  für  die  Dauer  dieser  Eigen- 
schaft zusteht:  Gemeindeglieder-,  Gemeindenutzungsvermögen,  Gemeindever- 


Wohl  verstanden,  die  Allmende,  das  Eigentum  einer  bestimmten 
Anzahl  Genossen,  der  Realgemeinde,  dessen  Nutzungen  auch  den 
Berechtigten  und  nicht  nur  der  Gemeindekasse  oder  den  Bürgern 
zuflössen,  blieb  nach  wie  vor  teilbar. 

Daß  die  Bedeutung  der  Allmende  und  die  aus  ihrer  Aufteilung 
oft  hervorgehenden  Schäden  von  den  Gesetzgebern  noch  nicht  er- 
kannt wurden,  zeigt  das  eigentliche  Schlußglied  der  Gesetzgebung 
über  Gemeinheitsteilungen  in  Altpreußen,  nämlich  das  Gesetz  vom 
2.  Mai  1850.  Durch  diese  Bestimmungen  konnten  nämlich  noch  eine 
Reihe  von  Dienstbarkeitsrechten,  die  „zwar  minder  wichtig,  aber 
darum  nicht  weniger  nachteilige  Lasten"  darstellten,  selbständig  ab- 
gelöst werden1).  Diese  betrafen  die  Berechtigung  zur  Gräserei,  zum 
Krauten,  Nachrechen  auf  abgeernteten  Feldern,  zum  Stoppelharken, 
zu  Deputatbeeten,  zur  Fischerei,  zum  Torfstich  u.  a.  Wie  das  Motiv 
zum  Gesetz  sagt,  waren  die  als  ablösbar  erklärten  Lasten  weniger 
wichtig.  Hierin  liegt  auch  nicht  die  Wirkung  des  Gesetzes,  sie  ist 
vielmehr  nach  der  negativen  Seite  zu  suchen.  Kein  Paragraph  läßt 
auch  nur  die  Möglichkeit  der  Vorteile  ahnen,  die  mit  richtig  ge- 
nutzten Allmenden  (Gemeindegütern)  in  wirtschaftlicher  und  sozialer 
Hinsicht  erzielt  werden  können.  Nirgends  sind  Vorschläge  für 
bessere  Kultivierung  der  Flächen  zu  finden.  Neue  Allmenden  sind 
nur  auf  Grund  schriftlichen  Vertrages  und  nicht  durch  Verjährung 
zu  errichten  (Gesetz  v.  31.  März  1841).  Nach  dem  Gesetz  vom 
2.  März  1850  wurden  für  Altpreußen  keine  weiteren  bedeutsamen 
Bestimmungen  über  die  Aufteilung,  Bewirtschaftung  oder  Verwaltung 
der  gemeinschaftlichen  Ländereien,  „der  Allmenden",  erlassen.  Es 
hat  nur  eine  Ausdehnung  und  Erweiterung  der  Gesetzgebung  auf 
die  später  durch  Preußen  erworbenen  Provinzen  stattgefunden,  so  daß 
uns  die  angeführten  Gesetze  den  noch  heute  geltenden  Rechtsstand- 
punkt darstellen. 

mögen  im  weiteren  Sinne:  Ackerland,  Weide,  Holzungen,  Torfmoore,  im 
wesentlichen  Überreste  der  alten  gemeinen  Marken. 
III.  Vermögen,  welches  nicht  der  politischen  Gemeinde,  sondern  einzelnen  be- 
stimmten Klassen  von  Einwohnern,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  eine  etwaige 
Gemeindemitgliedschaft,  als  ihr  Privatvermögen  gehört:  Interessenten  ver- 
mögen, z.  B.  Vermögen  einer  Realgemeinde,  Markgemeinde,  Gehöferschaft 
(Allmende). 

1)  Vergl.  Motive  des  Gesetzentwurfs  bei  Lette  und  v.  Rönne,  Bd.  III,  p.  14. 


ANT.  KÄMPFE,  BUCHDRUCKEREI,  JENA, 


Lebenslauf. 


Ich,  Franz  Christoph,  wurde  am  g.  Sept.  1876  als  Sohn  des 
ev.-luth.  Louis  Christoph  zu  Osterode  a.  H.  geboren.  Daselbst  be- 
suchte ich  das  Realgymnasium  bis  zur  Prima- Reife  und  widmete 
mich  dann  dem  Studium  der  Geodäsie  und  Kulturtechnik  in  Bonn- 
Poppelsdorf.  Nach  bestandenem  Examen  wurde  ich  mehrere  Jahre 
in  der  preußischen  landwirtschaftlichen  Verwaltung  als  Landmesser 
beschäftigt.  Diesen  Beruf  verließ  ich,  um  mich  weiter  in  Land- 
und  Volkswirtschaft  auszubilden.  Nach  bestandenem  Abiturienten- 
examen als  Externer  studierte  ich  Land-  und  Volkswirtschaft  an  der 
-landwirtschaftlichen  Hochschule  und  Universität  Berlin;  der  Abschluß 
erfolgte  dort  durch  Ablegung  des  landwirtschaftlichen  Lehrerexamens. 
Hierauf  begab  ich  mich  zur  Vollendung  der  volkswirtschaftlichen 
Studien  nach  Jena  und  promovierte  in  Staatswissenschaften  im  No- 
vember 1905.  Allen  meinen  hochverehrten  Lehrern,  die  mich  während 
meiner  Studien  gefördert  und  gestützt,  insbesondere  Herrn  Geh.  Hofrat 
Professor  Dr.  Pierstorff  sei  hier  mein  wärmster  Dank  dargebracht. 


